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Vorbemerkungen, Anlass und Ziele der Planung

In der Landeshauptstadt Saarbrücken befin-
det sich am südlichen Rand der Tallage im 
Stadtteil Alt-Saarbrücken, zwischen der 
„Vorstadtstraße“ und dem „Trillerweg“, ein 
bereits vollständig bebautes Bestandsge-
biet, das der städtebaulichen Steuerung be-
darf.

Dem Geltungsbereich kommt aufgrund sei-
ner Lage eine wichtige Bedeutung im Stadt-
gefüge zu: Das Plangebiet bildet nicht nur 
die südliche Raumkante des Nanteser Plat-
zes und somit eine wichtige Sichtachse von 
der Eisenbahnstraße, es befindet sich zu-
dem in räumlicher Nähe zu wichtigen tou-
ristischen Zielen und Verwaltungsgebäuden 
(u.a. Schlossplatz, Ludwigsplatz/ Ludwigs-
kirche) und fungiert als Eingangsbereich 
des höher gelegenen Wohngebiets des 
„Triller“.

Die für den Geltungsbereich derzeit gülti-
gen Bebauungspläne (BBP Nr. 111.03.00 
aus 1970, im östlichen Teilbereich durch 
BBP Nr. 111.03.03 „Änderung 
Schloßstraße“ 1978 überplant) setzen ein 
„Kerngebiet“ (MK) gem. § 7 BauNVO fest. 
Die Funktion und Bedeutung der 
Vorstadtstraße und ihres Umfeldes haben 
sich jedoch in den letzten Jahren verändert. 
Das Plangebiet liegt vollständig außerhalb 
des im Einzelhandelskonzept festgelegten 
zentralen Versorgungsbereichs der Landes-
hauptstadt Saarbrücken (LHS). Die gegen-
wärtige Nutzungsstruktur ist durch einen 
hohen Wohnanteil geprägt. In den 
Gebäuden entlang des Trillerweges befindet 
sich fast ausschließlich Wohnnutzung. Zur 
Vorstadtstraße dominiert in den Oberge-
schossen ebenfalls das Wohnen, während 
die stärker durch Verkehrslärm belasteten 
Erdgeschossbereiche vorwiegend gewerbli-

che Nutzungen, wie Restaurants, Ladenlo-
kale sowie kleinere Handwerks- und Dienst-
leistungsbetriebe, beherbergen. In den ver-
gangenen Jahren sind innerhalb des Gel-
tungsbereichs verstärkt Leerstände sowie 
Gestaltungsmängel entstanden.

Anzumerken ist, dass sich der Geltungsbe-
reich des Bebauungsplans Nr. 111.03.00 
und damit die Kerngebietsfestsetzung ur-
sprünglich auf das gesamte Quartier zwi-
schen Neumarkt / Wilhelm-Heinrich-Straße, 
Eisenbahnstraße und Vorstadtstraße / Tril-
lerweg bezog.

Die Teilflächen nördlich des Nanteser Plat-
zes wurden bereits in der Vergangenheit 
durch Bebauungspläne unter Abrücken von 
der bisherigen MK-Ausweisung durch die 
Ausweisung als „Besondere Wohngebiete“  
(WB) gem. § 4a BauNVO überplant. Mit 

Orthofoto mit Geltungsbereich; ohne Maßstab; Quelle: Stadtverwaltung Saarbrücken; Bearbeitung: Kernplan
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dem Bebauungsplan Nr. 111.03.05 sollen 
nun auch für die südlichen Teilflächen die 
Festsetzungen zur Art der baulichen Nut-
zung an den heutigen Bestand und die heu-
tigen Anforderungen im Plangebiet ange-
passt werden.

Konkreter Anlass der Planung ist die Absicht 
eines Eigentümers im Bereich der 
Vorstadtstraße, einen derzeit im 4.OG vor-
handenen Bordellbetrieb in das EG / 1.OG 
zu verlagern und zu erweitern. Diese Nut-
zungsoption steht jedoch den Entwick-
lungszielen der Landeshauptstadt für die-
sen Standort entgegen, wäre allerdings auf-
grund der v. g. Festsetzung eines „Kernge-
bietes“ ohne Einschränkung hinsichtlich der 
Nutzungsarten dort allgemein zulässig. Da-
rüber hinaus gab es in den vergangenen 
Jahren weitere Anfragen zu Vorhaben, u.a. 
zur Nutzungsänderung des EG in ein Wett-
büro, die ebenfalls nicht mit den Zielen der 
städtebaulichen Entwicklung für diesen Be-
reich übereinstimmen.

Der Stadtrat der Landeshauptstadt Saarbrü-
cken hat somit nach § 1 Abs. 3 BauGB und 
§ 2 Abs. 1 BauGB die Einleitung des be-
schleunigten Verfahrens gem. § 13a BauGB 
zur Änderung des Bebauungsplanes be-
schlossen. 

Der Bebauungsplan Nr. 111.03.05 
„Vorstadtstraße zwischen Trillerweg und 
Hintergassentreppe“ wird in seinem Gel-
tungsbereich den Bebauungsplan Nr. 
111.03.00 „Schloßstraße - Vorstadtstraße“, 
rechtswirksam seit dem 29.04.1970, sowie 
den Bebauungsplan Nr. 111.03.03 „Ände-
rung Schloßstraße“, rechtswirksam seit 
dem 21.10.1978, ersetzen.

Die genauen Grenzen des Geltungsbereiches 
des Bebauungsplanes sind dem beigefüg-
ten Lageplan zu entnehmen. Er umfasst 
eine Fläche von ca. 1,3 ha.

Mit der Erstellung des Bebauungsplans und 
der Durchführung des Verfahrens ist die 
Kernplan Gesellschaft für Städtebau und 
Kommunikation mbH, Kirchenstraße 12, 
66557 Illingen, beauftragt.

Das Plangebiet grenzt unmittelbar an die 
Bundesstraße B 41 an. Aus diesem Grund 
wurde zur Untersuchung der potenziellen 
Geräuschimmissionen die GSB GbR, Schall-
technisches Beratungsbüro, Prof. Giering, 
Kastanienweg 24, 66625 Nohfehlden, mit 
der Erstellung eines schalltechnischen Gut-
achtens beauftragt. Um der Lärmbelastung 
durch den Verkehrslärm im Plangebiet zu 
begegnen, ist es demnach erforderlich, kon-

krete Festsetzungen im Bebauungsplan zu 
treffen.

Zudem wurde eine artenschutzrechtliche 
Prüfung durch das Büro Dr. Maas GbR, Ot-
to-Hahn-Hügel 49, 66740 Saarlouis, durch-
geführt.

Verfahren

Das Verfahren wird nach §  13a BauGB 
(Bebauungspläne der Innenentwicklung) 
durchgeführt. Es handelt es sich bei der Pla-
nung um eine Maßnahme der 
Innenentwicklung (Steuerung von Nut-
zungsänderungen). Mit dem Gesetz zur Er-
leichterung von Planungsvorhaben für die 
Innenentwicklung der Städte vom 21. De-
zember 2006, das mit der Novellierung des 
Baugesetzbuches am 1. Januar 2007 in 
Kraft trat, fällt die seit Juli 2004 vorgesehe-
ne förmliche Umweltprüfung bei Bebau-
ungsplänen der Größenordnung bis zu 
20.000  qm zulässiger Grundfläche weg. 
Dies trifft für den vorliegenden Bebauungs-
plan zu, da das Plangebiet lediglich eine 
Fläche von ca. 13.300 qm umfasst. 

Eine Zulässigkeit von Vorhaben, die einer 
Pflicht zur Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung oder 
nach Landesrecht unterliegen, wird mit dem 
Bebauungsplan nicht begründet. Auch be-
stehen keine Anhaltspunkte dafür, dass bei 
der Planung Pflichten zur Vermeidung oder 
der Begrenzung der Auswirkungen von 
schweren Unfällen nach § 50 BImSchG zu 
beachten sind.

Weitere Voraussetzung der Anwendung des 
§ 13a BauGB ist, dass keine Anhaltspunkte 
für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 
Nr. 7b BauGB genannten Umweltbelange 
vorliegen. Dies trifft für den vorliegenden 
Bebauungsplan zu. 

Damit sind die in § 13a BauGB definierten 
Voraussetzungen erfüllt, um den Bebau-
ungsplan im beschleunigten Verfahren ge-
mäß § 13a Abs. 2 BauGB aufzustellen. Es 
sind keine Gründe gegeben, die gegen die 
Anwendung dieses Verfahrens sprechen.

Die Vorschriften des vereinfachten Verfah-
rens nach § 13 BauGB gelten entsprechend. 

Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 13 
Abs. 2 und 3 BauGB und § 13a Abs. 2 und 
3 BauGB von einer Umweltprüfung nach § 
2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht 
nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 
Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umwelt-

bezogener Informationen  verfügbar sind, 
der zusammenfassenden Erklärung nach § 
10a Abs. 1 BauGB abgesehen wird. Eine  
frühzeitige Unterrichtung und Erörterung 
nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB wird 
durchgeführt.

Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB gelten die 
Eingriffe als vor der planerischen Entschei-
dung erfolgt oder zulässig, ein Ausgleich 
der vorgenommenen Eingriffe ist damit 
nicht notwendig.

Flächennutzungsplan

Nach § 8 Abs. 2 BauGB sind Bebauungsplä-
ne aus dem Flächennutzungsplan zu entwi-
ckeln.

Der Flächennutzungsplan des Regionalver-
bands Saarbrücken stellt das Plangebiet als 
Wohnbauflächen dar. Das Entwicklungs
gebot gem. § 8 Abs. 2 BauGB ist somit nur 
teilweise erfüllt. Der Flächennutzungsplan 
ist gem. § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB im Wege 
der Berichtigung anzupassen. 
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Lage und Begrenzung des 
räumlichen Geltungsbereiches

Das Plangebiet liegt innenstadtnah, unweit 
der Ludwigskirche und des Schlossplatzes, 
am südlichen Rand der Tallage Alt-Saarbrü-
ckens der „Vorstadtstraße“ und „Triller-
weg“. Dabei bildet die Bebauung entlang 
der Vorstadtstraße die südliche Raumkante 
des „Nanteser Platzes“.

Im Norden grenzt das Areal direkt an die 
B 41 an (Vorstadtstraße, ca. 12.000 DTV). 
Im Osten wird das Plangebiet durch Gehöl-
ze der angrenzenden Bebauung der 
Vorstadtstraße bzw. des Trillerwegs entlang 
der Hintergassentreppe begrenzt, im Süden 
durch die Bebauung des Trillerwegs und im 
Westen durch die fortgesetzte Bebauung 
der Vorstadtstraße. Nordöstlich verläuft in 
ca. 200 m Entfernung, durch Wohnbebauung 
und Topografie abgeschirmt, die A 620.

Die genauen Grenzen des Geltungsbereiches 
sind der Planzeichnung des 
Bebauungsplanes zu entnehmen.

Nutzung des Plangebietes, 
Umgebungsnutzung und 
Eigentumsverhältnisse

Das Plangebiet umfasst Wohn- und ge-
mischt genutzte Bebauung, sowie zugehöri-
ge Ziergärten. Eine stadtbildprägende Zäsur 

innerhalb des bebauten Gebietes bildet das 
Treppenbauwerk der Suppengasse, dessen 
„Hangstützmauern“ 1788 von Balthasar 
Wilhelm Stengel errichtet wurde und als 
Einzeldenkmal geschützt ist.

In unmittelbarer Nähe zu dem Areal befin-
den sich u. a. Einrichtungen der öffentlichen 
Infrastruktur (u. a. Regionalverband Saar-
brücken, Historisches Museum Saar, Mu-
seum für Vor- und Frühgeschichte), Restau-

rants und freiberufliche Nutzungen. Insbe-
sondere ab dem 1. Obergeschoss überwie-
gend jedoch innerhalb und außerhalb des 
Plangebietes Wohnnutzung. 

Insgesamt ist festzustellen, dass sich die ge-
planten Festsetzungen am Bestand orientie-
ren und einfügen.

Die Flächen befinden sich – mit Ausnahme 
der Straßenverkehrsflächen und -wege – in 
Privateigentum und sind vollständig be-
baut, sodass von einer stufenweisen Ver-
wirklichung der Planänderungen auszuge-
hen ist.

Topografie des Plangebietes

Das Plangebiet weist ein bewegtes Relief 
auf. Der Trillerweg fällt in Ost-West-Rich-
tung um ca. 15  m bis zum Niveau der 
Vorstadtstraße ab. Auch die Vorstadtstraße 
weist ein Gefälle von ca. 4 m Richtung Wes-
ten auf und liegt bei ca. 200 m ü.N.N.

Daher wirkt sich die Topografie auf die Fest-
setzungen dieses Bebauungsplanes hin-
sichtlich der zulässigen Bauhöhen aus. Zu-
dem wurde im Zuge der realisierten Bebau-
ung bereits umfangreiche Geländemodellie-
rungen und Unterbauungen vorgenommen.

Grundlagen und Rahmenbedingungen

Geltungsbereich des Bebauungsplanes; Quelle: Vermessungs- & Geoinformationsamt Saarbrücken; Bearbeitung: 
Kernplan

Blick auf die „Hangstützmauern“ (1788 errichtet) entlang der Suppengasse aus Richtung Norden
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Verkehrsanbindung

Das Plangebiet ist bereits heute über die 
Vorstadtstraße und den Trillerweg an das 
örtliche und im weiteren Verlauf über die 
nördlich gelegene Eisenbahnstraße und die 
Stengelstraße an das überörtliche Verkehrs-
netz (A 620) angebunden.

Die Fußgängerzone (Bahnhofstraße) ist in 
ca. 10 Gehminuten zu Fuß erreichbar, der 
Saarbrücker Hauptbahnhof in ca. 15 min.

Darüber hinaus ist auch eine ÖPNV-Anbin-
dung des Gebietes gegeben. Im Bereich der 
östlich verlaufenden Vorstadtstraße und der 
nördlich verlaufenden Eisenbahnstraße be-
finden sich stark frequentierte Bushaltestel-
len („Schloßplatz“ bzw. „Hansahaus/Lud-
wigskirche“). Ab hier bestehen u. a. Anbin-
dungsmöglichkeiten in Richtung Haupt-
bahnhof Saarbrücken (ca. 5 min), in Rich-
tung Luisenthal (ca. 35 min) oder auch in 
Richtung Universität (ca. 20 min).

Der ruhende Verkehr kann bzw. wird bereits 
vollständig innerhalb des Plangebietes - pri-
mär in Tiefgaragen - untergebracht.

Externer Erschließungsanlagen bedarf es 
zur Realisierung des Vorhabens nicht.

Ver- und Entsorgung

Die für die geplante Nutzung erforderliche 
Ver- und Entsorgungsinfrastruktur ist auf-
grund der bestehenden Bebauung / Nut-
zung bereits grundsätzlich vorhanden (Was-
ser, Elektrizität etc.).

Die nach § 49 a SWG geltenden Vorgaben 
zur Beseitigung des Niederschlagswassers 
(Nutzung, Versickerung, Verrieselung, Ein-
leitung des Niederschlagswassers in ein 
oberirdisches Gewässer) sind hier nicht 
zwingend anzuwenden, da die Grundstücke 
vor dem Jahr 1999 bereits bebaut, damit 
befestigt und an die öffentliche Kanalisa-
tion angeschlossen waren.

Die Entwässerung des Plangebietes erfolgt 
dennoch im vorhandenen Trennsystem.

Das Schmutzwasser wird demnach durch 
Anschluss an den vorhandenen ZKE-
Schmutzwasserkanal und das Nieder
schlagswasser durch Anschluss an den vor-
handenen ZKE-Regenwasserkanal entsorgt.

Die Planung und die Bauausführung für die 
Entwässerungsanlagen sind mit dem ZKE 
abzustimmen.

Schalltechnisches Gutachten

„Im Zuge des Bebauungsplanverfahrens ist 
zur Sicherstellung der schalltechnischen 
Verträglichkeit des Planvorhabens die Er-
arbeitung eines schalltechnischen Gutach-
tens erforderlich.

Straßenverkehrslärm

Am Tag werden bei freier Schallausbreitung 
sowohl der Orientierungswert (OW) der DIN 
18.005 von 55 dB(A) für ein Allgemeines 
Wohngebiet als auch der Wert von 60 dB(A) 
für ein Urbanes Gebiet im gesamten Plan-
bereich überschritten. Im Nordwesten des 
Plangebiets werden Beurteilungspegel bis 
76 dB(A) ermittelt; die geringsten Beurtei-
lungspegel werden im Südosten mit 63 
dB(A) berechnet. An den Gebäuden im Be-
stand treten an den straßenzugewandten 
Fassaden Pegel zwischen 59 dB(A) im Süd-
osten und 72 dB(A) im Nordwesten auf. Im 
östlichen Teil des Plangebiets kann an vie-
len innenliegenden Fassaden und im Innen-
bereich der Orientierungswert von 55 dB(A) 
für ein Allgemeines Wohngebiet eingehal-
ten werden.

Für die Außenwohnbereiche kann davon 
ausgegangen werden, dass bei Einhaltung 
der Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV 

Blick von Osten auf das Plangebiet mit der Vorstadtstraße im Vordergrund, links Hintergassentreppe
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von 64 dB(A) am Tag, wenn die Geräuschsi-
tuation im Wohnumfeld von großer Bedeu-
tung ist, eine zufriedenstellende 
Aufenthaltsqualität gegeben ist. Dieser 
Wert wird in etwa der Hälfte der Fläche des 
Plangebiets eingehalten.

In der Nacht stellt sich die schalltechnische 
Situation ungünstiger dar. Im gesamten 
Plangebiet werden Beurteilungspegel von 
55 dB(A) oder mehr ermittelt. Im Nordwes-
ten des Plangebiets betragen diese bis zu 
68 dB(A). An den Gebäuden im Bestand tre-
ten an den straßenzugewandten Fassaden 
Pegel zwischen 52 dB(A) im Südosten und 
64 dB(A) im Nordwesten auf. Im östlichen 
Teil des Plangebiets kann an vielen innen-
liegenden Fassaden der Orientierungswert 
von 45 dB(A) für ein Allgemeines Wohnge-
biet eingehalten werden.

Aufgrund der deutlichen Überschreitung der 
Orientierungswerte und Immissionsgrenz-
werte für die Zeitbereiche Tag und Nacht ist 
ein detailliertes Schallschutzkonzept zu er-
arbeiten. Überschreiten die Beurteilungspe-
gel die Schwelle zur Gesundheitsgefähr-
dung (70 dB(A) am Tag, 60 dB(A) in der 
Nacht), kommt dem Schallschutz eine be-
sondere Bedeutung zu: Sein Gewicht 
gegenüber anderen Belangen nimmt deut-
lich zu.

Schallschutzkonzept Verkehrslärm

Das Schallschutzkonzept kommt bei Ersatz-, 
An- oder Umbauten im Bereich von Be-
standsbebauungen zum Tragen. Es umfasst 
folgende Maßnahmen:

Grundrissorientierung

Bei der Überschreitung der Schwelle zur Ge-
sundheitsgefährdung sind Schallschutz-
maßnahmen zu konzipieren, die über den 
passiven Schallschutz hinausgehen. Im vor-
liegenden Fall wird eine Grundrissorientie-
rung empfohlen, die berücksichtigt, dass 
sich an den Fassaden schutzwürdiger Räu-
me, die diesen Pegeln ausgesetzt sind, keine 
Fenster oder Türen befinden. Sofern eine 
vollständige Umsetzung der Grundrissorien-
tierung nicht möglich ist, kann durch die 
Gewährleistung eines angemessenen In-
nenpegels ein adäquates Schutzziel erreicht 
werden.

Schutz der Außenwohnbereiche

Für Außenwohnbereiche ist entweder durch 
Orientierung an lärmabgewandten Gebäu-
deseiten oder durch bauliche Schallschutz-

maßnahmen sicherzustellen, dass in dem 
der Wohnung zugehörigen Außenbereich 
ein Tagpegel von höchstens 64 dB(A) er-
reicht wird.

Passive Schallschutzmaßnahmen

Aus schalltechnischer Sicht wird für das 
Plangebiet ergänzend die Umsetzung passi-
ver Schallschutzmaßnahmen, d. h. Maßnah-
men an den schutzwürdigen Gebäuden 
(Verbesserung der Schalldämmung der 
Außenbauteile sowie der Einbau von schall-
gedämmten Lüftungseinrichtungen in zum 
Schlafen genutzten Aufenthaltsräumen), er-
forderlich. Dadurch soll sichergestellt wer-
den, dass als Mindestqualität in den Aufent-
haltsräumen der schutzwürdigen Nutzun-
gen verträgliche Innenpegel erreicht wer-
den.

Entwicklung des Verkehrslärms

Das Plangebiet ist bereits durchgängig be-
baut, zusätzliche Bebauungen können dem-
gegenüber nur einen geringen Anteil auf-
weisen. Eine relevante Zunahme des Be-
urteilungspegels auf den umliegenden Stra-
ßenabschnitten durch planbedingte Ver-
kehrszunahmen kann ausgeschlossen wer-
den; schalltechnische Konflikte sind nicht zu 
erwarten.“
Quelle: GSB GbR, Schalltechnisches Beratungsbüro, 
Prof. Giering, Kastanienweg 24, 66625 Nohfehlden; 
Stand: 17.04.2024

Der Vorschlag wurde als Festsetzung in den 
Bebauungsplan aufgenommen.

Berücksichtigung von  
Standortalternativen

Das Abwägungsgebot gem. § 1 Abs. 7 
BauGB und das Gebot des sparsamen Um-
gangs mit Grund und Boden gem. § 1a Abs. 
2 BauGB verlangen eine Prüfung des Pla-
nungserfordernis‘, die kritische Würdigung 
sich aufdrängender Standortalternativen, 
sowie in Grundzügen alternative Formen 
der Bodennutzung und Erschließung. Da-
durch wird sichergestellt, dass der geplante 
Standort private und öffentliche Belange so 
gering wie möglich beeinträchtigt (Verträg-
lichkeit) und die Planungsziele am besten 
erreicht.

Mit dem Bebauungsplan Nr. 111.03.05 sol-
len die Festsetzungen zur Art der baulichen 
Nutzung an den heutigen Bestand und die 
heutigen Anforderungen des vollständig be-
bauten Plangebietes angepasst werden. 
Dies gilt insbesondere im Hinblick auf ge-

stellte Nutzungsanfragen, bei denen ein Tra-
ding-Down-Effekt, Nutzungskonflikte, so-
wie eine Verzerrung des Bodenpreisgefüges 
drohen. Spezifische Anfragen, u.a. für eine 
Bordellerweiterung, Wettbüros etc., stim-
men nicht mit den Zielen der städtebauli-
chen Entwicklung der Landeshauptstadt 
Saarbrücken für diesen Bereich überein. 

In diesem Fall erübrigt sich eine Prüfung al-
ternativer Standorte, da lediglich bestehen-
des Baurecht an die gegenwärtigen Heraus-
forderungen angepasst wird. Die Änderung 
bezieht sich vorwiegend auf die Art der 
baulichen Nutzung, was zwar die Grundzü-
ge der Planung umfasst, jedoch kein gänz-
lich verändertes Nutzungskonzept darstellt, 
sondern überwiegend den gegenwärtigen 
Status Quo abbildet und durch Modifikatio-
nen Störpotenziale reduzieren soll. Die Ein-
beziehung alternativer Standorte würde 
dem grundlegenden Anliegen der Planung 
widersprechen bzw. die beabsichtigte 
„Nachjustierung“ übersteigen. 

Alternative Standorte wurden daher nicht 
betrachtet.
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Übergeordnete Planungsvorgaben der Raumordnung und Landesplanung; naturschutzrechtliche Be-
lange; geltendes Planungsrecht

Kriterium Beschreibung

Landesentwicklungsplan (Siedlung und Umwelt)

zentralörtliche Funktion Alt-Saarbrücken ist Teil des Stadtbezirks Saarbrücken-Mitte des Oberzentrums  
Saarbrücken

Vorranggebiete Vorranggebiet für Grundwasserschutz
•	 (Z 56) Vorranggebiete für Grundwasserschutz (VW) sind als Wasserschutzgebiete 

festzusetzen. In VW ist das Grundwasser im Interesse der öffentlichen Wasser-
versorgung vor nachteiligen Einwirkungen zu schützen. Eingriffe in Deckschich-
ten sind zu vermeiden. Soweit nachteilige Einwirkungen durch unabweisbare 
Bau- und Infrastrukturmaßnahmen zu befürchten sind, für die keine vertretbaren 
Standortalternativen bestehen, ist durch Auflagen sicherzustellen, dass eine Beein-
trächtigung der Trinkwasserversorgung nicht eintritt.

•	 Z (57) Vorranggebiete für Grundwasserschutz sind räumliche Maßnahmenschwer-
punkte für die Erschließung und Sicherung von Grundwasser, die geeignet sind, 
übergeordnete, landesplanerische Zielsetzungen (z.B. hinsichtlich der Siedlungs-
struktur) zu erreichen und zu stützen.

Da das Gebiet mit Verordnung vom 13.12.1989 als Schutzzone III des Trinkwasser-
schutzgebietes „St. Arnual“ (C 31) zu Gunsten der Stadtwerke Saarbrücken festgesetzt 
wurde und bereits bebaut ist und die Bestimmungen der Trinkwasserschutzverordnung 
einzuhalten sind, folgt die Planung den Forderungen des Vorranggebietes für Grund-
wasserschutz

zu beachtende Ziele und Grundsätze •	 Nachrichtlich übernommene Siedlungsfläche überwiegend Wohnen

•	 (Z 12) Die dort vorhandenen Wohn- und Arbeitsstätten, zentrale Einrichtungen der 
Daseinsvorsorge, öffentliche und private Dienstleistungen sowie sonstigen 
Infrastruktureinrichtungen sollen an die aktuellen Rahmenbedingungen angepasst 
und - soweit möglich - in ihrem Bestand dauerhaft gesichert werden: erfüllt 

•	 (Z 17) Bei der Siedlungsentwicklung (Wohnen, Gewerbe, Industrie und Dienstleistun-
gen sowie Einrichtungen für Freizeit und Sport) sind vorrangig die im Siedlungsbestand 
vorhandenen Potenziale an Brach- und Konversionsflächen, Baulücken und Bauland-
reserven sowie das Erneuerungspotenzial des Siedlungsbestandes zu nutzen: erfüllt

•	 keine Restriktionen für das Vorhaben

Wohneinheiten •	 als Wohnungsbedarf sind für den Stadtteil Alt-Saarbrücken 3,5 Wohneinheiten pro 
1.000 Einwohner und Jahr festgelegt

•	 mindestens einzuhaltender Dichtewert: 40 WE/ ha: erfüllt

•	 keine maßgebliche Änderung des bisher zulässigen Maßes der baulichen Nutzung

•	 da der Geltungsbereich bereits durch Bebauungspläne überplant und vollständig be-
baut wurde, sowie durch die Planung keine zusätzlichen Baupotenziale ermöglicht 
werden, ist eine Wohneinheitenbilanzierung i.S.d. Ziel Ziffer 33 LEP Siedlung (2006) 
aus Sicht der Landeshauptstadt nicht erforderlich. Zudem existieren im Plangebiet 
keine Baulücken, die anzurechnen wären.

•	 keine Auswirkungen auf das landesplanerische Ziel eines landesweit und siedlungs-
strukturell ausgeglichenen und ressourcenschonenden Wohnbauflächenangebotes. 

Landschaftsprogramm keine speziellen Entwicklungsziele oder Funktionszuweisungen

Übergeordnete naturschutzrechtliche Belange

Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung

nicht betroffen

Regionalpark Lage im Regionalpark Saar, aber nicht innerhalb eines der Projekträume; Regionalparks 
sind rein informelle Instrumente ohne restriktive Wirkungen
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Kriterium Beschreibung

Sonstige Schutzgebiete: Naturschutz-, 
Landschaftsschutzgebiete,  Geschützte 
Landschaftsbestandteile, Naturparks, 
Nationalparks, Biosphärenreservate, 
gesetzlich geschützte Biotope

nicht betroffen

Denkmäler / Naturdenkmäler / archäo-
logisch bedeutende Landschaften nach 
§ 6 SDSchG oder in amtlichen Karten 
verzeichnete Gebiete

Im Gebiet befindet sich das Einzeldenkmal „Wohnhaus“ Vorstadtstraße 13, 18. Jh., Um-
bau 19. Jh, sowie das Einzeldenkmal „Hangstützmauern“ zwischen der Vorstadtstraße 
33/35, errichtet 1788 von Balthasar Wilhelm Stengel. Diese genießen gem. DSchG Erhal-
tungs- sowie Umgebungsschutz.

Geschützter unzerschnittener Raum nach 
§ 6 Abs. 1 SNG

nicht betroffen

Überschwemmungsgebiete, Risikogebiete 
gem. § 78 WHG

nicht betroffen

Wasserschutzgebiete •	 Der Planbereich befindet sich innerhalb der Schutzzone III des mit Verordnung vom 
13.12.1989 festgesetzten Trinkwasserschutzgebietes “St. Arnual“ (C 31) zu Gunsten 
der Stadtwerke Saarbrücken sowie innerhalb eines gemäß LEP Umwelt ausgewiese-
nen Vorranggebietes für Grundwasserschutz.

•	 Gemäß Grundwassermodell des Saarlandes liegt der rechnerische Wert des Flurab-
standes im Planbereich bei ca. 10-25 m. Der Planbereich liegt innerhalb des poten-
tiellen Einzugsbereiches der nach Wassersicherstellungsgesetz (WasSiG) ausgewiese-
nen Trinkwassernotbrunnen mit den LUA-Kenn-Nr. 1463 und 03002.

•	 Durch die beabsichtigte Nutzung und Umbauarbeiten können Verbotsbestimmungen 
der geltenden Wasserschutzgebietsverordnung berührt werden, die dann einer Be-
freiung gem. § 52 Abs. 1 WHG bedürfen.

•	 Des Weiteren wird für zukünftige Planungen auf folgende Aspekte hingewiesen:

1.	 Brunnenbohrungen sowie Erdwärmesonden sind nicht erlaubnisfähig. Die Erlaubnis-
fähigkeit von Erdwärmekollektoren ist im Einzelfall zu prüfen.

2.	 Für die Ausführung vorgesehener Sauberkeits-, Trag- oder Dränschichten, für die Ver-
füllung von Arbeitsräumen (Kanalgräben, Baugruben usw.) sowie für den Unter- und 
Oberbau von Verkehrs- und Parkflächen darf nur Material verwendet werden, das 
keine auslaugbaren wassergefährdenden Bestandteile enthält (geeignetes Naturma-
terial) bzw. Material, das die Vorgaben der Ersatzbaustoffverordnung einhält.

3.	 Sofern eine Gründung von Bauwerken mittels Pfählen erfolgen sollte und diese in den 
Grundwasserhorizont reichen, stellt die Maßnahme einen Benutzungstatbestand im 
Sinne des § 9 Abs. 1 Nr. 4 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) dar, der gemäß § 8 Abs. 1 
WHG der Erlaubnis nach § 10 WHG bedarf.

•	 Zuständig für die Erteilung der Erlaubnis ist das Ministerium für Umwelt, Klima, Mo-
bilität, Agrar und Verbraucherschutz als oberste Wasserbehörde (§ 103 Abs. 2 Nr. 1 
Saarländisches Wassergesetz - SWG).
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Kriterium Beschreibung

Hochwasserschutz / Starkregen Die städtische Starkregen-Gefahrenkarte soll für die Betrachtung der Lastfälle außerhalb 
der Bemessung der Entwässerungsanlagen (Notüberlaufszenarien) beachtet werden hin-
sichtlich einer schadlosen Ableitung bzw. entsprechenden Beachtung der Fließwege bei 
der baulichen Gestaltung der Neubauten. Die Starkregengefahrenkarte kann beim ZKE 
eingesehen werden.

Ausschnitt Starkregengefahrenkarte; Quelle: https://geoportal.saarbruecken.de/; ohne Maßstab

Hinsichtlich der klimatischen Veränderungen ist darauf zu achten, dass die Oberflächen-
abflüsse aufgrund von Starkregenereignissen einem kontrollierten Abfluss zugeführt wer-
den. Den umliegenden Anliegern darf kein zusätzliches Risiko durch unkontrollierte Über-
flutungen entstehen. Die mögliche Betroffenheit und Vorbeugemaßnahmen zur Vermei-
dung von Schäden und zur Minimierung von Risiken können mit dem Zentralen Kommu-
nalen Entsorgungsbetrieb (ZKE) abgestimmt werden.

Gemäß § 5 Abs. 2 WHG ist jede Person im Rahmen des ihr Möglichen und Zumutbaren 
verpflichtet, Vorsorgemaßnahmen zum Schutz vor nachteiligen Hochwasserfolgen und 
zur Schadensminderung zu treffen.

Informelle Fachplanungen Eine Auswertung der vorliegenden Geofachdaten (Quelle: Geoportal Saarland) ergibt fol-
gende Ergebnisse:

•	 Schutzgebiete nach §§ 23 bis 26 BNatSchG sind von der Maßnahme nicht betroffen.

•	 Naturdenkmäler und geschützte Landschaftsbestandteile gemäß §§ 28 und 29 
BNatSchG sind von der Maßnahme nicht betroffen.

•	 Vom Vorhaben sind keine nach § 30 BNatSchG geschützten Biotope betroffen

•	 „Natura 2000“-Netz gemäß §§ 31 bis 36 BNatSchG: Vom Vorhaben sind keine FFH-
Gebiete betroffen. Fernwirkungen auf FFH-Gebiete können ausgeschlossen werden.

•	 Vom Vorhaben sind keine FFH-Lebensraumtypen betroffen

Baumschutzsatzung der Landeshauptstadt  
Saarbrücken

Die Baumschutzsatzung der Landeshauptstadt Saarbrücken ist zu beachten. 

Allgemeiner Artenschutz

Allgemeiner Schutz wild lebender Tiere und 
Pflanzen (§ 39 Abs. 5 Punkt 2 BNatSchG)

Da Einzelbäume und Gehölze betroffen sind, die als Gelege für Vögel dienen können, ist 
der allgemeine Artenschutz zu beachten: Bäume, Hecken, lebende Zäune, Gebüsche und 
andere Gehölze dürfen nur außerhalb der Zeit vom 1. März bis zum 30. September gefällt, 
abgeschnitten oder auf den Stock gesetzt werden

Besonderer Artenschutz
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Kriterium Beschreibung

Störung oder Schädigung besonders ge-
schützter Arten. Verbotstatbestand nach 
§ 44 BNatSchG

Zu den artenschutzrechtlich relevanten Ar-
ten zählen die besonders bzw. streng ge-
schützten Arten (nach Anhang IV der FFH-
Richtlinie) sowie die europäischen 
Vogelarten 

Biotop-/Habitatausstattung des Geltungsbereichs:

Der Großteil des ca. 1,33 ha großen Plangebietes umfasst bestehende Gebäude sowie 
voll- und teilversiegelte Flächen, die als Lebensraum für Pflanzen und Tiere gänzlich un-
geeignet sind.

Lediglich zwischen den geschlossenen Häuserzeilen der Vorstadtstraße und dem Triller-
weg befinden sich Gartenflächen mit Intensivrasen und wenigen Ziergehölzen bzw. Ein-
zelbäumen, wobei hier sich auch hier teilweise (begrünte) Tiefgaragen befinden

Foto 1: Geschlossene Häuserzeile in der Vorstadtstraße

Foto 2: Geschlossene Häuserzeile im Trillerweg

Foto 3: Gärten mit Ziergehölzen und Einzelbäumen zwischen Vorstadtstraße und Trillerweg
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Kriterium Beschreibung

Aufgrund der Vorbelastungen

•	 Hoher Grad an voll- und teilversiegelten Flächen, wodurch die Lebensraumeignung 
für Pflanzen und Tiere stark herabgesetzt ist.

•	 Regelmäßiger Fahrverkehr mit entsprechenden Lärm- und Schadstoffemissionen.

sind die Flächen als Lebensraum für Pflanzen und Tiere nur bedingt geeignet.

Artenschutzrechtliche Beurteilung

Ein Vorkommen besonders bzw. streng geschützter Arten nach § 44 BNatSchG kann auf-
grund der vorhandenen Strukturen und Einzelbäumen nicht vollkommen ausgeschlossen 
werden.

Vögel:

Die wenigen Gehölze im Geltungsbereich sind potenzieller Lebensraum allgemein häufi-
ger Vogelarten mit Bindung an Gärten und an den Siedlungsbereich.

In der Regel bauen diese Arten ihre Nester jedes Jahr neu. Die Lärmempfindlichkeit ist 
eher gering, da viele Arten bis in den Siedlungs- und Verkehrsbereich vordringen. Es han-
delt sich um ungefährdete Arten, die im gesamten Saarland regelmäßig und z.T. in hohen 
Bestandsdichten vorkommen.

Eine baubedingte Tötung oder Verletzung von Vögeln ist durch die Vorgaben zur Rodung 
(in der Zeit vom 01. Oktober bis 28. Februar) ausgeschlossen. Mit einem Verlust von Indi-
viduen im Zuge von Rodung ist nicht zu rechnen, da die Vögel als hochmobile Arten in der 
Lage sind, bei Holzeinschlag zu flüchten. Zudem liegt das Tötungs- und Verletzungsrisiko 
durch das Vorhaben bei diesen häufigen Vogelarten im Rahmen der allgemeinen artspe-
zifischen Mortalität. Eine Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen Popula-
tion kann ausgeschlossen werden.

Durch mögliche Rodungen von Gebüschen und Einzelbäumen im Geltungsbereich wer-
den potenzielle Fortpflanzungsstätten von allgemein häufigen Vogelarten des Siedlungs-
bereichs beansprucht. Aufgrund der Flexibilität der häufigen und kommunen Vogelarten 
ist ein Ausweichen in die unmittelbar angrenzenden Lebensräume möglich, so dass keine 
erheblichen Beeinträchtigungen der lokalen Population zu erwarten ist. Die ökologische 
Funktionalität des Lebensraums im räumlichen Zusammenhang bleibt gewahrt.

Fledermäuse

Aufgrund der Strukturen im Geltungsbereich kann ein Vorkommen von Fledermäusen 
nicht vollkommen ausgeschlossen werden.

Auswirkungen im Sinne des Umwelt
schadensgesetzes

Durch das geplante Projekt kommt es unter Berücksichtigung der unten aufgeführten 
Maßnahmen zu keinem Schaden, der erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Errei-
chung oder Beibehaltung des günstigen Erhaltungszustands von natürlichen Lebensräu-
men gemäß § 19 (3) BNatschG oder Arten gemäß § 19 (2) BNatschG hat.

Eine Freistellung von der Umwelthaftung ist daher im Zuge des Bauleitplanverfahrens 
möglich.
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Kriterium Beschreibung

Spezielle Artenschutzrechtliche Prüfung (saP)

Fazit Die vorhandenen Habitatstrukturen (voll- und teilversiegelte Flächen, Zierrasen, Zierge-
hölze, Hausgärten) weisen nur eine geringe Habitateignung für europarechtlich geschütz-
te Arten auf. Somit ergibt sich für den Geltungsbereich diesbezüglich nur ein geringes 
Konfliktpotenzial.

Für die im Geltungsbereich zu erwartenden allgemein häufigen Vogelarten des Siedlungs-
bereichs ist die ökologische Funktion der betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten 
im räumlichen Zusammenhang durch das adäquat strukturierte Umfeld gewährleistet. 
Unter Berücksichtigung der Maßnahmen können Direktverluste sowie erhebliche Störun-
gen und Beeinträchtigungen der ökologischen Funktion von Fortpflanzungs- und Ruhe-
stätten europarechtlich geschützter Arten nach Artikel 1 der EU-Vogelschutzrichtlinie und 
Anhang IV der FFH-Richtlinie mit hinreichender Sicherheit ausgeschlossen werden.

Wie die Tabellen im Anhang deutlich machen, werden durch die Maßnahme keine euro-
päischen Vogelarten (gemäß § 7, Abs. 1, Punkt 12) während der Fortpflanzungs-, Auf-
zucht-, Mauser-Überwinterungs- und Wanderzeiten erheblich gestört. Auch werden durch 
die Maßnahme keine wildlebenden Tiere der besonders geschützten Arten (gemäß § 7, 
Abs. 1, Punkt 13) beschädigt oder zerstört. Es werden keine wildlebenden Tiere der streng 
geschützten Arten (gemäß § 7, Abs. 1 Punkt 14) während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, 
Mauser-, Überwinterungs- und Wanderzeiten erheblich gestört. Es werden weiterhin kei-
ne Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wildlebenden Tiere der besonders geschützten 
Arten (gemäß § 7, Abs. 1, Punkt 13) beschädigt oder zerstört. Auch werden keine Stand-
orte wildlebender Pflanzen der besonders geschützten Arten (gemäß § 7, Abs. 1, Punkt 
13) beschädigt oder zerstört. Jagdreviere von Fledermäusen bleiben weitgehend unbeein-
trächtigt.

Maßnahmen

V1: Zur Vermeidung der Tötung von nistenden Vögeln bzw. überwinternden Fledermäu-
sen dürfen mögliche Rodungen von Gehölzen nur in der Zeit vom 01. Oktober bis 28. Fe-
bruar ausgeführt werden. Unabhängig vom Rodungszeitpunkt sind die betroffenen Ge-
hölze im Vorfeld von Rodungen durch eine qualifizierte Fachkraft auf mögliche Nistplätze 
von Vögeln bzw. auf Fledermausquartiere hin zu untersuchen. Im Falle eines Vorkommens 
sind in Abstimmung mit den zuständigen Behörden geeignete Schutzmaßnahmen zu er-
greifen.

V 2: Bei anstehenden Abriss,- Sanierungs- und Neubauarbeiten sind die Bauten im Vor-
feld durch fachkundiges Personal auf Gebäudebrüter (insbesondere Fledermäuse und Vö-
gel) zu kontrollieren. Im Falle eines Vorkommens sind in Abstimmung mit den zuständigen 
Behörden geeignete Schutzmaßnahmen zu ergreifen.

Geltendes Planungsrecht
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Kriterium Beschreibung

Flächennutzungsplan Der Flächennutzungsplan des Regionalverbandes Saarbrücken stellt für das Gebiet eine 
Wihnbauflächen dar.  Das Entwicklungsgebot gem. § 8 Abs. 2 BauGB ist somit nur zum 
Teil erfüllt. Der Flächennutzungsplan ist gem. § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB im Wege der Be-
richtigung anzupassen. 

Ausschnitt des Flächennutzungsplanes des Regionalverbandes Saarbrücken; Quelle: Regionalver-
band Saarbrücken

Bebauungspläne Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes 111.03.05 werden folgende bestehende Be-
bauungspläne in sachlichen und räumlichen Teilbereichen überplant und ersetzt:

1.	 Bebauungsplan Nr. 111.03.00 „Schloßstraße - Vorstadtstraße “, rechtskräftig seit 
dem 29.04.1970.

2.	 Bebauungsplan Nr. 111.03.03 „Änderung Schloßstraße“, rechtskräftig seit dem 
21.10.1978.

Nr. 111.03.00 „Schloßstraße - 
Vorstadtstraße “, 29.04.1970

Ausschnitt des Bebauungsplans des Nr. 111.03.00 „Schloßstraße - Vorstadtstraße “, 29.04.1970; 
Quelle: Stadtarchiv Saarbrücken
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Kriterium Beschreibung

Nr. 111.03.03 „Änderung Schloßstraße“,  
21.10.1978

Planzeichnung des Bebauungsplans des Nr. 111.03.03 „Änderung Schloßstraße“,  21.10.1978; 
Quelle: Stadtarchiv Saarbrücken

Sonstiges

Einzelhandelskonzept Landeshauptstadt Vorstadtstraße kein zentraler Versorgungsbereich

Bauschutzbereich Flughafen Saarbrücken Der Geltungsbereich befindet sich innerhalb des Bauschutzbereiches des Flughafen Saar-
brückens. Es wird auf die Regelungen des §§12-17 Luftverkehrsgesetz (LuftVG) hingewie-
sen.

Bei der Aufstellung von Luftfahrthindernissen, wie z.B Kräne, könnte eine Genehmigung 
erforderlich sein (§15 LuftVG)

Kataster für Altlasten und altlastverdächti-
ge Flächen

Zwei altlastverdächtige Flächen im Geltungsbereich:

	- SB_3989 ehemalige Schlosserei Vorstadtstraße 13 (Gemarkung Saarbrücken, Flur 
01, Parzelle 273/2) und

	- SB_1610 ehemalige Druckerei Vorstadtstraße 39 bzw. Trillerweg 1 (Gemarkung 
Saarbrücken, Flur 01, Parzelle 392/2)

Dort ist bei Eingriffen in den Boden mit zusätzlichen Vorkehrungen und Kosten zu rech-
nen.
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Begründungen der Festsetzungen und 
weitere Planinhalte
Art der baulichen Nutzung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; §§  1-14 
BauNVO

Urbanes Gebiet (MU 1-3)

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m.  
§ 6a BauNVO

Ziel dieses Bebauungsplanes ist es, die bis-
herige Nutzungsmischung aus Wohnen und 
Gewerbe zu steuern und im Einklang mit 

den Entwicklungsvorstellungen der Landes-
hauptstadt Saarbrücken zu erhalten. Der 
gesamte Geltungsbereich ist der letzte Teil-
bereich eines 1970 für das gesamte Quar-
tier zwischen Neumarkt / Wilhelm-Heinrich-
Straße, Eisenbahnstraße und Vorstadtstraße 
/ Trillerweg festgesetzten Kerngebietes (MK) 
gem. § 7 BauGB. Der Rest des Quartiers 
außerhalb des Geltungsbereichs wurde zwi-
schenzeitlich überwiegend als Besonderes 
Wohngebiet gem. § 4a BauGB festgesetzt. 

Für den Geltungsbereich wurde eine Be-
standsaufnahme durchgeführt. Im Ergebnis 
ist festzustellen, dass es entlang der 
Vorstadtstraße an den Voraussetzungen zur 
Festsetzung eines Besonderen Wohngebie-
tes mangelt. Die vorgefundene Mischung 
aus Wohnen und anderen Nutzungen weist 
keine besondere Eigenart mit hinreichender 
Signifikanz im Verhältnis zu anderen 
Baugebieten auf. Der tatsächlich vorhande-
ne Bestand entspricht in dem Geltungsbe-
reich des Bebauungsplanes nicht dem Cha-
rakter eines besonderen Wohngebietes (vgl. 

Ausschnitt der Planzeichnung des Bebauungsplanes, ohne Maßstab; Quelle: Kernplan

4. ÜBERBAUBARE UND NICHT ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB I.V.M. § 23 BAUNVO

Siehe Plan. 
Die überbaubaren Grundstücksfl ächen sind im Bebauungsplangebiet durch die Festsetzung von Baugrenzen 
und Baulinien bestimmt. Gem. § 23 Abs. 2 BauNVO muss auf der Baulinie gebaut werden. Gebäudeteile 
dürfen die Baulinie gem. § 23 Abs. 2 BauNVO nur geringfügig überschreiten oder geringfügig hinter die 
Baulinie zurücktreten. Gebäude und Gebäudeteile dürfen die Baugrenze gem. § 23 Abs. 3 BauNVO nur 
geringfügig überschreiten. Demnach sind die Gebäude innerhalb des im Plan durch Baugrenzen und 
Baulinien defi nierten Standortes zu errichten. 

Ab dem 1. Obergeschoss dürfen Vorbauten i.S.d. § 7 Abs. 6 Nr. 2 LBO wie Erker, Vorbauten, Balkone bzw. 
Loggien auf maximal einem Drittel der Außenwandbreite entlang der Vorstadtstraße in den Baugebieten 
Nr. 2 (MU 2) und 3 (MU 3) in die Straßenverkehrsfl äche hineinragen und die Baulinie um max. 1,5 m über-
schreiten. Balkone und Terrassen ohne Aufbauten (auch über Tiefgaragen) auf der rückwärtigen Seite der 
Bebauung der Vorstadtstraße und des Trillerwegs (Innenhof) der Baugebiete Nr. 2 - 7 (MU 2, MU 3, WA 
1, WA 2, WA 3, WA 4) dürfen die Baugrenze um max. 2,5 m überschreiten.

Untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen (§ 14 Abs. 1 BauNVO), die dem Nutzungszweck der in 
dem Baugebiet gelegenen Grundstücke oder des Baugebietes selbst dienen und die seiner Eigenart nicht 
widersprechen, sowie bauliche Anlagen, soweit sie nach Landesrecht in den Abstandsfl ächen zulässig sind 
oder zugelassen werden können, sind außerhalb der überbaubaren Grundstücksfl ächen nicht zulässig. 
Kinderspielplätzen i.S.d. § 10 Abs. 2 LBO sind auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksfl äche zuläs-
sig. Die weiteren Ausnahmen nach § 14 BauNVO gelten. 

Siehe ergänzend auch Festsetzung der Flächen für Stellplätze und zu Versorgungsfl ächen/ -anlagen.

5.  STELLUNG BAULICHER ANLAGEN
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB

Siehe Plan.
Im Bereich der Baugebiete Nr. 2 - 7 (MU 2, MU 3, WA 1, WA 2, WA 3, WA 4) ist der Hauptfi rst parallel 
zur angrenzenden Straßenverkehrsfl äche zu errichten.
Ausnahmen sind zulässig für Nebenfi rste, soweit sie sich der Hauptdachfl äche unterordnen.

6.  VOM BAUORDNUNGSRECHT ABWEICHENDE MASSE DER TIEFE DER ABSTANDSFLÄCHEN
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2A BAUGB

Es ist eine Unterschreitung der Abstandsfl ächen gem. § 7 Abs. 2 Saarländischer Landesbauordnung inso-
fern zulässig, als dass diese über die Mitte öffentlicher Verkehrsfl ächen und öffentlichen Grünfl ächen 
hinausragen dürfen. Dies gilt in dem zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses genehmigten Maße.

7.  FLÄCHEN FÜR STELLPLÄTZE, CARPORTS UND GARAGEN
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 4 BAUGB

Siehe Plan.
Stellplätze, Carports und Garagen sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksfl ächen zulässig. 
Stellplätze sind zusätzlich innerhalb der Fläche für Stellplätze zulässig. 

8.  FLÄCHEN FÜR TIEFGARAGEN MIT ZUFAHRTEN
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 4 BAUGB

Siehe Plan.
Tiefgaragen mit Zufahrten, sowie dazugehörige Lüftungsschächte, Notausgänge etc. sind innerhalb 
der überbaubaren Grundstücksfl ächen, sowie innerhalb der festgesetzten Fläche für Tiefgaragen mit 
Zufahrten zulässig. Es wird auf die Begrünungspfl ichten nach § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB hingewiesen (Nr. 
17).

Lüftungsschächte, etc. sind auch außerhalb der dafür festgesetzten Flächen für Tiefgaragen mit Zufahrten 
zulässig.

9. ÖFFENTLICHE STRASSENVERKEHRSFLÄCHE 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB 

Siehe Plan.
Die innerhalb des Plangebietes liegenden öffentlichen Straßenverkehrsfl ächen (Vorstadtstraße und 
Trillerweg) werden im Bestand übernommen. Die Straßenbegrenzungslinie entfällt, wenn sie mit den 
Baugrenzen entlang des Trillerwegs bzw. der Vorstadtstraße zusammenfällt.

10. VERKEHRSFLÄCHEN BESONDERER ZWECKBESTIMMUNG; HIER: FUSSWEG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB 

Siehe Plan.
Die innerhalb des Plangebietes liegenden Fußwege (Suppengasse und Hintergassentreppe) werden im 
Bestand übernommen. 

11. ANSCHLUSS ANDERER FLÄCHEN AN DIE VERKEHRSFLÄCHEN; HIER: BEREICH OHNE EIN- 
UND AUSFAHRT
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB 

Siehe Plan.
Im festgesetzten Bereich sind Zufahrten für Tiefgaragen, Garagengeschosse etc. nicht zulässig.

12. VERSORGUNGSFLÄCHEN / -ANLAGEN
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 12 BAUGB I.V.M. § 14 ABS. 2 BAUNVO  

Nebenanlagen, die der Versorgung des Gebietes mit Elektrizität und/oder der E-Mobilität dienen, sind inner-
halb des Geltungsbereichs des Plangebietes, auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zuläs-
sig, auch soweit für sie keine besonderen Flächen festgesetzt sind.

13.  UNTERIRDISCHE HAUPTABWASSERLEITUNG
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 13 BAUGB I.V.M. § 9 ABS. 1 NR. 21 BAUGB

Siehe Plan. 
Zur Sicherung der Hauptabwasserleitung ist der dargestellte Leitungsverlauf mit einem Geh-, Fahr- und 
Leitungsrecht zugunsten des Leitungsträgers zu belasten.

14. MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON NATUR UND 
LANDSCHAFT
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 20 BAUGB

Verbot von Schottergärten: Flächen, die nicht als Stellplätze, Zufahrten, Terrassen oder Wege benötigt 
werden, sind unversiegelt zu belassen und gärtnerisch als Zier- oder Nutzgarten anzulegen. Großfl ächig 
mit Steinen bedeckte Flächen, auf denen hauptsächlich Steine zur Gestaltung verwendet werden und 
Pfl anzen nicht oder nur in geringer Zahl vorkommen (Schottergärten), sind im Bereich dieser Freifl ächen 
nicht zulässig. Wasserdichte oder nicht durchwurzelbare Materialien (z. B. Folien, Vlies) sind nur zur Anlage 
von dauerhaft mit Wasser gefüllten Flächen zulässig. Mineralische Splitabdeckungen für z. B. trockenre-
sistente und insektenfreundliche Beete oder Gartenanlagen ohne zusätzliches Vlies und Folie sind erlaubt. 

Verwendung versickerungsoffener Beläge: Sämtliche Formen von Wegen und Zuwegungen zu 
Gebäuden und Nebenanlagen auf den privaten Grundstücken sind mit versickerungsoffenen Belägen her-
zustellen.

Artenschutz
• V1: Zur Vermeidung der Tötung von nistenden Vögeln bzw. überwinternden Fledermäusen dürfen 

mögliche Rodungen von Gehölzen nur in der Zeit vom 01. Oktober bis 28. Februar ausgeführt werden. 
Unabhängig vom Rodungszeitpunkt sind die betroffenen Gehölze im Vorfeld von Rodungen durch eine 
qualifi zierte Fachkraft auf mögliche Nistplätze von Vögeln bzw. auf Fledermausquartiere hin zu unter-
suchen. Im Falle eines Vorkommens sind in Abstimmung mit den zuständigen Behörden geeignete 
Schutzmaßnahmen zu ergreifen.

• V 2: Bei anstehenden Abriss,- Sanierungs- und Neubauarbeiten sind die Bauten im Vorfeld durch fach-
kundiges Personal auf Gebäudebrüter (insbesondere Fledermäuse und Vögel) zu kontrollieren. Im Falle 
eines Vorkommens sind in Abstimmung mit den zuständigen Behörden geeignete Schutzmaßnahmen 
zu ergreifen.

15. MASSNAHMEN FÜR DEN EINSATZ ERNEUERBARER ENERGIEN 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 23 B BAUGB

Siehe Plan.
Innerhalb des Plangebietes sind auf jeweils mindestens 50 % der fl achen oder fl ach geneigten (bis 15° 
Dachneigung) Dachfl ächen von Gebäuden Anlagen zur Erzeugung von Energie aus solarer Strahlung an-
zubringen. Diese Festsetzung gilt bei der Neuerrichtung, einem Ersatzneubau, sowie einem wesentlichen 
Um- bzw. Anbau oder der wesentlichen Änderung von Gebäuden wenn hiervon das Dach betroffen ist 
und die statischen Voraussetzungen vorliegen. Dies gilt auch für die Dachfl ächen sonstiger baulicher An-
lagen wie Carports, Garagen und Nebengebäude mit einer Fläche von jeweils mehr als 30 m2.  Sofern 
Staffelgeschosse ausgebildet werden, gilt diese Vorgabe bei den Hauptgebäuden allein für die Staffel-
geschosse. Die Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie sind über einer ganzfl ächigen Dachbe-
grünung auszuführen (vgl. Nr. 17 Festsetzung zur Anpfl anzung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepfl anzungen).

Die mindestens zu errichtende Fläche von Energieanlagen kann auch auf nur einer oder mehreren bau-
lichen Anlagen errichtet werden, wenn sichergestellt ist, dass insgesamt eine Fläche errichtet wird, die 
50 % der Dachfl ächen auf dem Baugrundstück entspricht. 

1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB

1.1   ALLGEMEINES WOHNGEBIET (WA) GEM. § 4 BAUNVO 

Siehe Plan. 
Zulässig sind gem. § 4 Abs. 2 BauNVO

1. Wohngebäude
2. die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht stö-

renden Handwerksbetriebe,
3. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke,

Ausnahmsweise zulässig sind gem. § 4 Abs. 3 BauNVO und § 4 Abs. 2 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 5 BauNVO

1. Betriebe des Beherbergungsgewerbes,
2. sonstige nicht störende Gewerbebetriebe,
3. Anlagen für Verwaltungen,
4. Anlagen für sportliche Zwecke.

Unzulässig sind gem. § 4 Abs. 3 BauNVO

1. Tankstellen,
2. Gartenbaubetriebe.

Unzulässig sind weiterhin gem. § 4 Abs. 3 Nr. 2 BauGB i. V. m. § 1 Abs. 6 Nr. 1 und Abs. 9 BauNVO Werbe-
anlagen, welche sich nicht an der Stätte der Leistung befinden.

Unzulässig sind zudem gem. § 4 Abs. 3 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 5 und Abs. 9 BauNVO Shisha-Bars.

1.2. URBANES GEBIET (MU) GEM. § 6A BAUNVO 

Siehe Plan. 
Zulässig sind gem. § 6a Abs. 2 und Abs. 4 BauNVO

1. Wohngebäude (mit Ausnahme von Wohnnutzungen in Gebäuden im Erdgeschoss an der Straßenseite 
zur Vorstadtstraße),

2. Geschäfts- und Bürogebäude,
3. Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherbergungsgewerbes,
4. sonstige Gewerbebetriebe,
5. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke.

Ausnahmsweise zulässig sind gem. § 6a Abs. 2 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 5 BauNVO

1. Anlagen für Verwaltungen

Unzulässig sind gem. § 6a Abs. 3 und 4 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO

1. Vergnügungsstätten,
2. Tankstellen,
3. Wohnnutzungen in Gebäuden im Erdgeschoss an der Straßenseite zur Vorstadtstraße.

Unzulässig sind weiterhin gem. § 6a Abs. 2 Nr. 4 BauGB i. V. m. § 1 Abs. 5 und Abs. 9 BauNVO Werbeanla-
gen, welche sich nicht an der Stätte der Leistung befinden.

Unzulässig sind zudem gem. § 6a Abs. 2 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 5 und 9 BauNVO Shisha-Bars sowie 
Läden mit Geschäfts- und Verkaufsfl ächen für Sexartikel (Sexshops und Videotheken) und sonstige 
Gewerbebetriebe, in denen sexuelle Tätigkeiten gewerblich ausgeübt oder angeboten werden (Bordelle 
bzw. bordellähnliche Betriebe einschließlich Wohnungsprostitution).

2. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M. §§ 16 - 21A BAUNVO

2.1 GRUNDFLÄCHENZAHL (GRZ)

Siehe Plan.
Die Grundfl ächenzahl (GRZ) wird gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 Abs. 2 BauNVO und § 19 Abs. 
1 BauNVO im Bereich der Baugebiete Nr. 1 (MU 1) und 4 (WA 1) auf 1,0, in den Baugebieten Nr. 2 (MU 
2), 3 (MU 3) auf 0,8 und in den Baugebieten Nr. 5 (WA 2), 6 (WA 3) und 7 (WA 4) auf 0,7 festgesetzt:

Bei der Ermittlung der Grundfl äche sind die Grundfl ächen von

1. Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten,
2. Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO,
3. baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfl äche, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut 

wird,

mitzurechnen.

Durch bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfl äche, durch die das Baugrundstück lediglich unter-
baut wird, ist im Bereich der Baugebiete 2 (MU 2), 3 (MU 3), Nr. 5 (WA 2), 6 (WA 3) und 7 (WA 4) eine 
Überschreitung bis zu einer GRZ von 1,0 zulässig (§ 19 Abs. 4 Nr. 3 und Satz 3 BauNVO). Es wird auf die 
Begrünungspfl ichten nach § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB hingewiesen (Nr. 17).

Innerhalb der Baugebiete Nr. 5 (WA 2), 6 (WA 3) und 7 (WA 4) darf die GRZ durch Terrassen ohne 
Aufbauten (Überdachungen, Wände etc.) und Kinderspielplätze i.S.d. § 10 Abs. 2 LBO bis zu einer GRZ von 
0,8 überschritten werden.

2.2 HÖHE BAULICHER ANLAGEN 

Siehe Plan, gem. § 16 Abs. 2 und § 18 BauNVO
Maßgebender oberer Bezugspunkt für die maximale Höhe der baulichen und sonstigen Anlagen ist die 
Gebäudeoberkante (GOKmax). Der maßgebende obere Bezugspunkt kann den Nutzungsschablonen ent-
nommen werden. 

Für das Baugebiet Nr. 1 (MU 1) wird eine Mindest-Gebäudehöhe (GOKmin) definiert. In den Baugebieten 
Nr. 2 (MU 2) und 3 (MU 3) wird eine zwingende Traufhöhe (Schnittpunkt zwischen Außenwand und 
Dachhaut) definiert. Für die Baugebiete Nr. 4-7 des Allgemeinen Wohngebietes (WA 1, WA 2, WA 3, WA 
4) wird eine Mindest-Traufhöhe und eine maximale zulässig Traufhöhe festgesetzt.

Die Gebäudeoberkante wird definiert durch den höchstgelegenen Abschluss einer Außenwand oder den 
Schnittpunkt zwischen Außenwand und Dachhaut (Wandhöhe bzw. Traufhöhe) oder den Schnittpunkt 
zweier geneigter Dachflächen (Firsthöhe). 

Bei Gebäuden mit Flachdächern oder flachgeneigten Dächern ist der maßgebende obere Bezugspunkt für 
die maximale Höhe grundsätzlich die Oberkante der baulichen und sonstigen Anlagen (Attika, Gebäude-
oberkante etc.). 

Unterer Bezugspunkt für die Traufhöhe der Baugebiete Nr. 2 - 7 (MU 2, MU 3, WA 1, WA 2, WA 3, WA 4) 
ist die Höhe der angrenzenden Straße, gemessen an der straßenseitigen Gebäudemitte. 

Im Bereich der Baugebiete Nr. 2 (MU 2) und 3 (MU 3) kann die jeweils zwingend festgesetzte Traufhöhe, 
ausnahmsweise um bis zu 0,5 m unter- bzw. überschritten werden.

Die zulässige Gebäudeoberkante kann zudem ausnahmsweise durch untergeordnete Bauteile (technische 
Aufbauten etc.) auf max. 10 % der Grundfläche bis zu einer Höhe von max. 2,0 m überschritten werden, 
wenn ein Abstand von mind. 1,5 m bis zur Gebäudekante eingehalten wird und die technischen Aufbau-
ten eingehaust werden.
Durch Photovoltaikmodule / Solarmodule inkl. der zum Betrieb erforderlichen Anlagen und Bauteile kann 
die zulässige Oberkante überschritten werden, wenn ein Abstand von mind. 1,0 m bis zur Gebäudekante 
eingehalten wird. Dachaufbauten auf den Vollgeschossen sind unzulässig, wenn ein Staffelgeschoss er-
richtet wird. Eine Überschreitung der Gebäudeoberkante für die Errichtung von Werbeanlagen ist unzu-
lässig. 

3. BAUWEISE
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB I.V.M. § 22 BAUNVO

Siehe Plan. 
Als Bauweise wird gem. § 22 Abs. 3 BauNVO innerhalb des Plangebietes eine geschlossene Bauweise (g) 
festgesetzt. Demnach sind keine seitlichen Abstandsfl ächen erforderlich. 

TEIL B: TEXTTEIL
FESTSETZUNGEN (§ 9 BAUGB I.V.M. BAUNVO)

Verfahren

• Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes 111.03.05 werden folgende bestehende Bebauungspläne in 
sachlichen und räumlichen Teilbereichen überplant und ersetzt:

-  1. Bebauungsplan Nr. 111.03.00 „Schloßstraße - Vorstadtstraße “, rechtskräftig seit dem 29.04.1970.

-  2. Bebauungsplan Nr. 111.03.03 „Änderung Schloßstraße“, rechtskräftig seit dem 21.10.1978.

• Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB aufgestellt. Die Vorschriften des 
§ 13 BauGB gelten entsprechend. Damit wird gem. § 13 Abs. 3 BauGB von einer Umweltprüfung nach § 2 
Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, 
welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind und der zusammenfassenden Erklärung nach 
§ 10a Abs. 1 BauGB abgesehen.

Bauschutzbereich des Flughafen Saarbrückens

• Der Geltungsbereich befindet sich innerhalb des Bauschutzbereiches des Flughafen Saarbrückens. Es wird auf 
die Regelungen des §§12-17 Luftverkehrsgesetz (LuftVG) hingewiesen. Bei der Aufstellung von Luftfahrt-
hindernissen, wie z.B Kräne, könnte eine Genehmigung erforderlich sein (§15 LuftVG).

Brandschutz

• Für ausreichend Löschwasser in dem Gebiet ist Sorge zu tragen. Bemessungsgrößen sind hierzu der Infor-
mation der Arbeitsgemeinschaft der Leiter der Berufsfeuerwehren (AGBF) und des Deutschen Feuerwehr-
verbandes (DFV) in Abstimmung mit den Arbeitsblättern 400-1 und 405 des Vereins des Gas- und Was-
serfaches e. V. (DVGW), zu entnehmen. Weiterhin ist bei der Gebäudenutzung bzw. Standortplanung die 
Richtlinie „Flächen für die Feuerwehr auf Grundstücken“ zu beachten.

• Bei einer Festlegung von Baumstandorten ist die Notwendigkeit einer Anleiterung am Objekt zu prüfen. Bei 
Festlegungen von Parkflächen sind ebenso die möglichen Zufahrten bzw. Aufstellflächen der Feuerwehr zu 
berücksichtigen.

Gesundheitsamt

• Auf die Einhaltung der Vorgaben der Trinkwasserverordnung, sowie der entsprechenden technischen Regel-
werke wird seitens des Gesundheitsamtes hingewiesen.

Hochwasserschutz / Starkregen

• Hinsichtlich der klimatischen Veränderungen ist darauf zu achten, dass die Oberfl ächenabfl üsse aufgrund von 
Starkregenereignissen einem kontrollierten Abfl uss zugeführt werden. Den umliegenden Anliegern darf kein 
zusätzliches Risiko durch unkontrollierte Überfl utungen entstehen. Hierfür sind bei der Oberfl ächenplanung 
vorsorglich entsprechende Maßnahmen vorzusehen. Besondere Maßnahmen zur Abwehr von möglichen 
Überfl utungen sind während der Baudurchführung und bis hin zur endgültigen Begrünung und Grundstücks-
gestaltung durch die Grundstückseigentümer zu bedenken. Gemäß § 5 Abs. 2 WHG ist jede Person im Rah-
men des ihr Möglichen und Zumutbaren verpflichtet, Vorsorgemaßnahmen zum Schutz vor nachteiligen 
Hochwasserfolgen und zur Schadensminderung zu treffen. Die mögliche Betroffenheit und Vorbeugemaß-
nahmen zur Vermeidung von Schäden und zur Minimierung von Risiken können mit dem Zentralen Kommu-
nalen Entsorgungsbetrieb (ZKE)  abgestimmt werden.

Kampfmittelbeseitigungsdienst

• Seit dem 30.06.2022 erfolgen in Bebauungsplanverfahren keine Bewertungen des Kampfmittelbeseitigungs-
dienstes mehr zur Gefahr von Bauvorhaben durch Vorhandensein von Kampfmitteln / Munitionsfunden. Dies 
ist im Zuge der weiteren Detailplanung eigenverantwortlich bei der Fachbehörde anzufragen oder eine Klä-
rung durch eine zu beauftragende Fachfirma herbeizuführen.

Denkmäler

• Baudenkmäler und Bodendenkmäler sind nach heutigem Kenntnisstand über die nachrichtlich übernomme-
nen Denkmäler hinaus von der Planung nicht betroffen. Auf die Anzeigepfl icht von Bodenfunden und das 
Veränderungsverbot (§ 16 Abs. 1 und 2 SDschG) wird hingewiesen. Zudem wird auf § 28 SDschG (Ordnungs-
widrigkeiten) hingewiesen.

Baumschutzsatzung

• Die Baumschutzsatzung der Landeshauptstadt Saarbrücken ist in der aktuell gültigen Fassung zu beachten.
Begrünungssatzung

• Die Satzung über die Gestaltung von Freiflächen sowie Flachdach- und Fassadenflächen in der Landeshaupt-
stadt Saarbrücken (Begrünungssatzung BGrüS) ist  zu beachten. Sofern der Bebauungsplan hiervon abwei-
chende Regelungen trifft, gehen diese der Satzung vor.

Insektenfreundliche Beleuchtung

• Beleuchtungen an Straßen und Wegen, Außenbeleuchtungen baulicher Anlagen und Grundstücke sowie be-
leuchtete oder lichtemittierende Werbeanlagen sind i.S.d. § 41a BNatschG technisch und konstruktiv so an-
zubringen, mit Leuchtmitteln zu versehen und so zu betreiben, dass Tiere und Pflanzen wild lebender Arten 
vor nachteiligen Auswirkungen durch Lichtimmissionen geschützt sind. 

Vorschriften zu erneuerbaren Energien

• Es sind die zum Zeitpunkt der Antragsstellung auf Baugenehmigung oder Genehmigungsfreistellung jeweils 
geltenden Vorschriften zur Installation erneuerbarer Energien zu beachten, sofern die Vorgaben über die die-
ses Bebauungsplans hinausgehen können.

Nisthilfen

• Da Neubauten aufgrund ihrer Bauweise üblicherweise keine Nist- und Schlafplätze für gebäudebewohnende 
Tierarten bieten, wird die fachgerechte Anbringung künstlicher Nisthilfen (z.B. Mauerseglernisthilfen oder 
Fledermauskästen) empfohlen. Die Untere Naturschutzbehörde gibt hier Hilfestellung. Detaillierte Hinweise 
zum Artenschutz an Gebäuden können der Broschüre „Bau schlau – Tiere an Gebäuden und in Siedlungen“ 
(2024) des Ministeriums für Umwelt und Verbraucherschutz und des NABU Landesverbands Saarland e.V. 
entnommen werden. Die digitale Version zum Download finden Sie unter: https://www.saarland.de/muk-
mav/DE/porta-le/naturschutz/service/publikationen/pub_bauschlau_mukmav.html

Stellplatzrichtlinie

• Die Stellplatzrichtlinie der Landeshauptstadt Saarbrücken ist zu beachten.
Normen, Richtlinien

• Die Einsicht in die verwendeten Normen, Richtlinien ist im Stadtplanungsamt der Landeshauptstadt Saar-
brücken möglich.

HINWEISE

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit §§ 49-54 Saarländisches Wassergesetz)
• Das Gebiet ist im Trennsystem zu entwässern.

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 85 Abs. 4 LBO)

Dach:
• In den Baugebieten Nr. 2 - 7 (MU 2, MU 3, WA 1, WA 2, WA 3, WA 4) sind geneigte Sattel-, Walm-, Krüp-

pelwalm und Mansarddächer mit einer Dachneigung von 45° bis 50° zulässig. Zur Dacheindeckung sind in 
den Baugebieten Nr. 2 - 7 (MU 2, MU 3, WA 1, WA 2, WA 3, WA 4) nur Dachziegel zulässig. Ausnahms-
weise dürfen im Allgemeinen Wohngebieten, den Baugebieten Nr. 4 (WA 1), 5 (WA 2), 6 (WA 3) und 7 (WA 
4) Gebäude mit Flachdach oder flach geneigten Dächern von bis 15° errichtet werden, sofern Anlagen zur 
Nutzung solarer Strahlungsenergie über einer ganzflächigen Dachbegrünung ausgeführt werden.

• In allen Gebieten sind Nebengebäude, Garagen sowie untergeordnete Anbauten mit Flachdach zulässig.

Werbeanlagen:
• Werbeanlagen sind nur im Erdgeschoss zulässig und sind so zu gestalten, dass sie in Form, Größe, Materia-

lität und Farbe eine harmonische, architektonische Gliederung erkennen lassen und das Straßenbild nicht 
stören. So ist Werbung an den Fassaden nur in Form von Einzelbuchstaben und Logos zulässig, deren 
Größe im ausgewogenen Verhältnis zur Gebäudehöhe und Gebäudebreite stehen muss. Schriftzüge, Fir-
mensymbole und Piktogramme dürfen nur in horizontaler Anordnung angebracht werden. 

• Werbeanlagen als Plakatwände sind generell unzulässig. Werbeanlagen als digitale Werbetafeln sind mit 
Ausnahme von kommunalen Informationstafeln unzulässig. Unzulässig sind ebenso blinkende Leuchtrekla-
men, zeitweise und sich ständig bewegende Werbeanlagen sowie Leuchtprojektionen (Skybeamer etc). 

• Auf Dachfl ächen sind Werbeanlagen generell unzulässig. Von seitlichen Gebäudekanten ist bei Werbeanla-
gen ein Mindestabstand von 2,0 m einzuhalten. 

Sonstige Festsetzungen:
• Öffentlich einsehbare Stellfl ächen für Müll- und Abfallbehälter sind mit hochwachsenden oder rankenden 

Gehölzen sichtwirksam einzugrünen oder einzuhausen. 
• Stützmauern sind außerhalb der überbaubaren Grundstücksfl ächen bis zu einer Höhe von 3,50 m allgemein 

zulässig.
• Ab einer Höhe von 2,00 m müssen Stützmauern generell begrünt werden, soweit denkmalrechtliche 

Gründe nicht entgegenstehen.

FESTSETZUNGEN AUFGRUND
LANDESRECHTLICHER VORSCHRIFTEN

(§ 9 ABS. 4 BAUGB I.V.M. LBO UND SWG)

Die Planunterlage entspricht den Anforderun-
gen der Planzeichenverordnung vom 
18.12.1990, zuletzt geändert durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 
1802). Der Kartenausschnitt (Katasterkarte) 
entspricht für den Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes dem Stand vom 24.11.2023.

i.A.

Der Oberbürgermeister

Saarbrücken, den __.__.____

Der Stadtrat hat in öffentlicher Sitzung vom 
__.__.____ die Aufstellung des 
Bebauungsplanes gemäß § 1 Abs. 3 und § 2 
Abs. 1 BauGB beschlossen. Der Beschluss 
ist am __.__.____ ortsüblich bekannt gemacht 
worden.

i.V.

Der Oberbürgermeister

Saarbrücken, den __.__.____

Der Entwurf des Bebauungsplanes mit Be-
gründung hat nach § 3 (1) BauGB frühzeitig 
auf Dauer eines Monats vom __.__.____ bis 
einschließlich __.__.____ öffentlich ausgele-
gen. Ort und Dauer der Auslegung sind am 
__.__.____ ortsüblich bekannt gemacht wor-
den.

i.V.

Der Oberbürgermeister

Saarbrücken, den __.__.____

Der Entwurf des Bebauungsplanes mit Be-
gründung wurde nach § 3 (2) BauGB auf Dau-
er eines Monats vom __.__.____ bis ein-
schließlich __.__.____ im Internet 
veröffentlicht und zur Ansicht und zum Her-
unterladen bereitgehalten. Zusätzlich fand 
eine öffentliche Auslegung statt. Ort und 
Dauer der Veröffentlichung im Internet und 
der Auslegung sind am __.__.____ ortsüblich 
bekannt gemacht worden.

i.V.

Der Oberbürgermeister

Saarbrücken, den __.__.____

Der Stadtrat hat in öffentlicher Sitzung vom 
__.__.____ diesen Bebauungsplan nach § 10 
(1) BauGB als Satzung beschlossen.

i.V.

Der Oberbürgermeister

Saarbrücken, den __.__.____

Der Satzungsbeschluss durch den Stadtrat 
und der Ort, an dem der Plan während der 
Dienststunden eingesehen werden kann, ist 
am __.__.____ ortsüblich bekannt gemacht 
worden. Mit der Bekanntmachung tritt der Be-
bauungsplan gem. § 10 (3) BauGB in Kraft.

i.V.

Der Oberbürgermeister

Saarbrücken, den __.__.____

LANDESHAUPTSTADT
SAARBRÜCKEN

STADTPLANUNGSAMT
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Denkmalschutz
Im Gebiet befindet sich das Einzeldenkmal „Wohnhaus“ Vorstadtstraße 13, 18. Jh., Umbau 19. Jh, sowie das 
Einzeldenkmal „Hangstützmauern“ zwischen der Vorstadtstraße 33/35, errichtet 1788 von Balthasar Wilhelm 
Stengel. Es wird darum gebeten vor Maßnahmenbeginn mit der praktischen Baudenkmalpflege des Landesdenk-
malamtes Kontakt aufzunehmen.

Wasserschutzgebiet
Der Planbereich befindet sich innerhalb der Schutzzone III des mit Verordnung vom 13.12.1989 festgesetzten 
Trinkwasserschutzgebietes “St. Arnual“ (C 31) zu Gunsten der Stadtwerke Saarbrücken.
Gemäß Grundwassermodell des Saarlandes liegt der rechnerische Wert des Flurabstandes im Planbereich bei ca. 
10-25 m. Der Planbereich liegt innerhalb des potentiellen Einzugsbereiches der nach Wassersicherstellungsgesetz 
(WasSiG) ausgewiesenen Trinkwassernotbrunnen mit den LUA-Kenn-Nr. 1463 und 03002.
Durch die beabsichtigte Nutzung und Umbauarbeiten können Verbotsbestimmungen der geltenden Wasser-
schutzgebietsverordnung berührt werden, die dann einer Befreiung gem. § 52 Abs. 1 WHG bedürfen.
Des Weiteren wird für zukünftige Planungen auf folgende Aspekte hingewiesen:
1. Brunnenbohrungen sowie Erdwärmesonden sind nicht erlaubnisfähig. Die Erlaubnisfähigkeit von Erdwärme-

kollektoren ist im Einzelfall zu prüfen.
2. Für die Ausführung vorgesehener Sauberkeits-, Trag- oder Dränschichten, für die Verfüllung von Arbeitsräu-

men (Kanalgräben, Baugruben usw.) sowie für den Unter- und Oberbau von Verkehrs- und Parkflächen darf 
nur Material verwendet werden, das keine auslaugbaren wassergefährdenden Bestandteile enthält (geeigne-
tes Naturmaterial) bzw. Material, das die Vorgaben der Ersatzbaustoffverordnung einhält.

3. Sofern eine Gründung von Bauwerken mittels Pfählen erfolgen sollte und diese in den Grundwasserhorizont 
reichen, stellt die Maßnahme einen Benutzungstatbestand im Sinne des § 9 Abs. 1 Nr. 4 Wasserhaushalts-
gesetz (WHG) dar, der gemäß § 8 Abs. 1 WHG der Erlaubnis nach § 10 WHG bedarf.

Zuständig für die Erteilung der Erlaubnis ist das Ministerium für Umwelt, Klima, Mobilität, Agrar und Verbraucher-
schutz als oberste Wasserbehörde (§ 103 Abs. 2 Nr. 1 Saarländisches Wassergesetz - SWG).

Waldabstand gem. § 14 Abs. 3 LWaldG
Bei der Errichtung von Gebäuden auf waldnahen Grundstücken ist ein Abstand von 30 Metern zwischen Wald-
grenze und Außenwand des Gebäudes einzuhalten. Die gleichen Abstände sind bei der Neubegründung von Wald 
zu Gebäuden einzuhalten. Durch die Erweiterung bestehender Gebäude dürfen die gemäß Satz 1 einzuhaltenden 
Abstände nicht verkürzt werden. Die Forstbehörde genehmigt Ausnahmen von dem gemäß Satz 1 einzuhalten-
den Abstand, wenn
1. der Eigentümer des zu bebauenden Grundstücks zugunsten des jeweiligen Eigentümers des von der Ab-

standsunterschreitung betroffenen Grundstücks eine Grunddienstbarkeit mit dem Inhalt bestellt, die forst-
wirtschaftliche Nutzung des von der Abstandsunterschreitung betroffenen Grundstücks einschließlich sämt-
licher Einwirkungen durch Baumwurf zu dulden und insoweit auf Schadensersatzansprüche aus dem Eigen-
tum zu verzichten und

2. aufgrund der Standortgegebenheiten, insbesondere der Geländeausformung, der Waldstruktur sowie der 
Windexposition keine erhöhte Baumwurfgefahr besteht.

Dem Antrag auf Genehmigung einer Ausnahme ist ein Plan beizufügen, aus dem die Flurstücksbezeichnung des 
Grundstücks sowie die genaue Lage des zu errichtenden Gebäudes auf dem Grundstück hervorgehen. Die Forst-
behörde überprüft den Antrag innerhalb von sechs Arbeitstagen nach Eingang auf seine Vollständigkeit und for-
dert fehlende Angaben und Unterlagen unverzüglich beim Antragsteller an. Über den Antrag ist innerhalb von 
drei Monaten nach Eingang des vollständigen Antrags zu entscheiden; die Genehmigung gilt als erteilt, wenn 
über den Antrag nicht innerhalb dieser Frist entschieden worden ist.

NACHRICHTLICHE ÜBERNAHME
(GEM. § 9 ABS. 6 BAUGB)

Für die Verfahrensdurchführung und die Festsetzun-
gen des Bebauungsplanes gelten u.a. folgende Ge-
setze und Verordnungen:
• Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394).

• Verordnung über die bauliche Nutzung der Grund-
stücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 21. No-
vember 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03. Juli 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 176).

• Verordnung über die Ausarbeitung der 
Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts 
(PlanZV) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
14. Juni 2021 (BGBI. I S. 1802).

• Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege 
(Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29. 
Juli 2009 (BGBI. I S. 2542), zuletzt geändert durch 
Artikel 5 des Gesetzes vom 3. Juli 2024 (BGBl. 
2024 I Nr. 225).

• Bundes-Bodenschutzgesetz vom 17. März 1998 
(BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch Artikel 7 
des Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl. I S. 
306).

• Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Was-
serhaushaltsgesetz - WHG) vom 31. Juli 2009 
(BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 
7 des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 
2023 I Nr. 409).

• § 12 des Kommunalselbstverwaltungsgesetzes 
(KSVG) des Saarlandes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 27. Juni 1997 (Amtsbl. S. 
682), zuletzt geändert durch Gesetz vom 12. De-
zember 2023 (Amtsbl. I S. 1119).

• Gesetz zum Schutz der Natur und Heimat im Saar-
land - Saarländisches Naturschutzgesetz - (SNG) - 
vom 05. April 2006 (Amtsbl. 2006 S. 726), zuletzt 
geändert durch Artikel 162 des Gesetzes vom 08. 
Dezember 2021 (Amtsbl. I S. 2629).

• Saarländisches Denkmalschutzgesetz (SDschG) 
(Art. 3 des Gesetzes Nr. 1946 zur Neuordnung des 
saarländischen Denkmalschutzes und der saar-
ländischen Denkmalpflege) vom 13. Juni 2018 
(Amtsbl. 2018, S. 358), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 260 des Gesetzes vom 08. Dezember 2021 
(Amtsbl. I S. 2629).

• Saarländisches Wassergesetz (SWG) vom 28. Juni 
1960 in der Fassung der Bekanntmachung vom 
30. Juli 2004 (Amtsbl. I S. 1994), zuletzt geändert 
durch Artikel 173 des Gesetzes vom 08. Dezem-
ber 2021 (Amtsbl. I S. 2629).

• Saarländisches Gesetz zur Ausführung des Bun-
des-Bodenschutzgesetzes (Saarländisches Boden-
schutzgesetz - SBodSchG) vom 20. März 2002 
(Amtsbl. 2002 S. 990), zuletzt geändert durch 
das Gesetz vom 21. November 2007 (Amtsbl. S. 
2393).

• Saarbrücker Baumschutzsatzung – BSchS, Satzung 
über den Schutz der Bäume in der Landeshaupt-
stadt Saarbrücken vom 26. September 2017.

• Satzung über die Gestaltung von Freiflächen so-
wie Flachdach- und Fassadenflächen in der Lan-
deshauptstadt Saarbrücken (Begrünungssatzung 
BGrüS) vom 24. Mai 2022.

GESETZLICHE GRUNDLAGEN

PLANZEICHENERLÄUTERUNG

1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG

WA ALLGEMEINES WOHNGEBIET (WA)
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 4 BAUNVO)

MU URBANES GEBIET (MU)
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 6A BAUNVO)

2. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG

GRZ GRUNDFLÄCHENZAHL
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 19 BAUNVO)

GOKmin. 

HÖHE BAULICHER UND SONSTIGER ANLAGEN ALS MINDESTMASS; HIER: 
MINDESTENS ZU ERRICHTENDE GEBÄUDEOBERKANTE 
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 18 BAUNVO)

GOKmax. 

HÖHE BAULICHER UND SONSTIGER ANLAGEN ALS HÖCHSTMASS; HIER: MAXI-
MAL ZULÄSSIGE GEBÄUDEOBERKANTE 
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 18 BAUNVO)

TH
HÖHE BAULICHER UND SONSTIGER ANLAGEN ALS ZWINGENDES MASS; HIER: 
ZWINGEND ZU ERRICHTENDE TRAUFHÖHE 
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 18 BAUNVO)

TH

HÖHE BAULICHER UND SONSTIGER ANLAGEN ALS MINDEST- UND 
HÖCHSTMASS; HIER: MINDESTENS ZU ERRICHTENDE TRAUFHÖHE BIS MAXIMAL 
ZULÄSSIGE TRAUFHÖHE
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 18 BAUNVO)

3. BAUWEISE, BAUGRENZEN, STELLUNG

g GESCHLOSSENE BAUWEISE
(§ 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB UND § 22 ABS. 3 BAUNVO)

BAULINIE
(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 23 ABS. 2 BAUNVO)

BAUGRENZE
(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 23 ABS. 3 BAUNVO)

STELLUNG BAULICHER ANLAGEN
(§ 9 ABS. 1 NR. 2A BAUGB)

4. VERKEHRSFLÄCHEN

TG FLÄCHE FÜR TIEFGARAGEN
(§ 9 ABS.1 NR. 4 BAUGB)

St FLÄCHE FÜR STELLPLÄTZE
(§ 9 ABS.1 NR. 4 BAUGB)

ÖFFENTLICHE STRASSENVERKEHRSFLÄCHEN
(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB)

VERKEHRSFLÄCHE BESONDERER ZWECKBESTIMMUNG: FUSSWEG
(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB)

ANSCHLUSS ANDERER FLÄCHEN AN DIE VERKEHRSFLÄCHEN; HIER BEREICH 
OHNE EIN- UND AUSFAHRT
(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB)

5. SONSTIGE PLANZEICHEN

LRLR
UNTERIRDISCHE HAUPTABWASSERLEITUNGEN DEREN VERLAUF MIT EINEM 
GEH-, FAHR- UND LEITUNGSRECHT ZUGUNSTEN DES LEITUNGSTRÄGERS ZU 
BELASTEN IST
(§ 9 ABS. 1 NR. 13 I.V.M. NR. 21 BAUGB)

x SB_3989x SB_3989
FLÄCHEN, DEREN BÖDEN ERHEBLICH MIT UMWELTGEFÄHRDENDEN STOFFEN 
BELASTET SIND, MIT KENNZEICHNUNG DER ALTLASTVERDÄCHTIGEN FLÄCHE
(§ 9 ABS. 5 NR. 3 BAUGB)

DD
EINZELANLAGEN (UNBEWEGLICHE KULTURDENKMALE), DIE DEM 
DENKMALSCHUTZ UNTERLIEGEN
(§ 9 ABS. 6 BAUGB)

GELTUNGSBEREICH
(§ 9 ABS. 7 BAUGB)

ABGRENZUNG UNTERSCHIEDLICHE ART UND UNTERSCHIEDLICHES MASS DER 
NUTZUNG

HÖHENLAGE MIT HÖHENANGABEN Ü.NN

1

3

Bearbeitet im Auftrag der
Landeshauptstadt Saarbrücken

An der Erstellung des Bebauungsplanes 
waren beteiligt:

Verantwortliche Projektleiter B-Plan
Geschäftsführende Gesellschafter:

Dipl.-Ing. Hugo Kern,
Raum- und Umweltplaner, 

Dipl.-Ing. Sarah End,
Stadtplanerin AKS

ÜBERSICHTSPLAN

ohne Maßstab; Quelle: Landeshauptstadt Saarbrücken

16. MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ VOR SCHÄDLICHEN UMWELTEINWIRKUNGEN DURCH 
GERÄUSCHE
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 24 BAUGB

Grundrissorientierung:
Ab einem Außenpegel von 60 dB(A) nachts ist für Fassaden eine Grundrissorientierung in der Art vorzu-
sehen, dass sich hier keine Fenster oder Türen schutzbedürftiger Aufenthaltsräume befi nden. Sofern eine 
Grundrissorientierung nicht möglich ist, ist durch besondere Fensterkonstruktionen oder durch andere 
bauliche Maßnahmen gleicher Wirkung eine Schallpegeldifferenz zu erreichen, die gewährleistet, dass ein 
Innenpegel von 25 dB(A) während der Nachtzeit nicht überschritten wird. Von den Festsetzungen kann 
ausnahmsweise abgewichen werden, wenn im bauordnungsrechtlichen Verfahren der Nachweis erbracht 
wird, dass im Einzelfall nächtliche Beurteilungspegel < 60 dB(A) an den Fassaden vorliegen. 
Für die von einer Überschreitung des Beurteilungspegels tags von 70 dB(A) betroffenen Fassaden von 
ausschließlich am Tag genutzten Gebäuden bzw. Gebäudeteilen ist eine Grundrissorientierung dergestalt 
vorzunehmen, dass hier keine Fenster oder Türen schutzbedürftigen Aufenthaltsräume im Sinne der DIN 
4109 angeordnet werden. Sofern eine Grundrissorientierung nicht möglich ist, ist durch besondere Fens-
terkonstruktionen oder durch andere bauliche Maßnahmen gleicher Wirkung eine Schallpegeldifferenz zu 
erreichen, die gewährleistet, dass ein Innenpegel von 35 dB(A) während der Tagzeit nicht überschritten 
wird. Von den Festsetzungen kann ausnahmsweise abgewichen werden, wenn im bauordnungsrechtli-
chen Verfahren der Nachweis erbracht wird, dass im Einzelfall Beurteilungspegel < 70 dB(A) tags an den 
Fassaden vorliegen.

Außenwohnbereich:
Für einen Außenbereich einer Wohnung ist entweder durch Orientierung an lärmabgewandten Gebäu-
deseiten oder durch bauliche Schallschutzmaßnahmen wie z. B. verglaste Vorbauten mit teilgeöffneten 
Bauteilen sicherzustellen, dass durch diese baulichen Maßnahmen insgesamt eine Schallpegelminderung 
erreicht wird, die es ermöglicht, dass in dem der Wohnung zugehörigen Außenbereich ein Tagpegel von 
höchstens 64 dB(A) erreicht wird.

Maßgeblicher Außenlärmpegel:
Im Geltungsbereich des Bebauungsplans sind die Außenbauteile der schutzbedürftigen, dem ständigen 
Aufenthalt von Personen dienenden Aufenthaltsräume mindestens entsprechend den Anforderungen der 
in der Planzeichnung (gemäß der Abbildung A08 des schalltechnischen Gutachtens) festgesetzten maß-
geblichen Außenlärmpegel nach DIN 4109-1: 2018-01 ‘Schallschutz im Hochbau‘ bzw. der jeweils aktuell 
baurechtlich eingeführten Fassung dieser DIN auszubilden.

Die erforderlichen Schalldämmmaße sind in Abhängigkeit von der Raumnutzungsart und der Raumgröße 
im Baugenehmigungsverfahren auf Basis der DIN 4109 nachzuweisen. 
Es können Ausnahmen von dieser Festsetzung zugelassen werden, soweit im Baugenehmigungsverfahren 
nachgewiesen wird, dass geringere maßgebliche Außenlärmpegel vorliegen. Die Anforderungen an die 
Schalldämmung der Außenbauteile sind dann entsprechend den Vorgaben der DIN 4109 zu reduzieren.

Schallgedämmte Lüftungseinrichtungen:
Als Ergänzung zu den erforderlichen Schallschutzmaßnahmen der Außenbauteile sind im gesamten 
Plangebiet in den schutzbedürftigen Räumen, die zum Nachtschlaf genutzt werden können, an Fassa-
den mit Beurteilungspegeln über 45 dB(A) nachts fensterunabhängige, schallgedämmte Lüftungen ein-
zubauen oder technische Maßnahmen vorzusehen, die eine ausreichende Belüftung (Mindestluftwechsel 
gemäß DIN 1946-6: 2019-12 ‘Raumlufttechnik – Teil 6: Lüftung von Wohnungen‘) bei Einhaltung der 
Anforderungen an die Schalldämmung der Außenbauteile sicherstellen.
Es können Ausnahmen von dieser Festsetzung zugelassen werden, soweit im Baugenehmigungsverfah-
ren nachgewiesen wird, dass im Einzelfall vor dem Fenster des zum Nachtschlaf genutzten Raumes der 
Beurteilungspegel nachts 45 dB(A) nicht überschreitet oder der Raum über ein weiteres Fenster (mit Be-
urteilungspegel ≤ 45 dB(A) nachts) her belüftet werden kann.

Diese Festsetzungen gelten für Ersatz-, An- oder Umbauten, sowie Nutzungsänderungen im Bereich von 
Bestandsbebauungen sowie bei Neubauten. Bestehende Nutzungen genießen Bestandsschutz.

Quelle: GSB Schalltechnisches Beratungsbüro, Kastanienweg 24, 66625 Nohfelden (Stand 20.12.2023)

17.  ANPFLANZUNG VON BÄUMEN, STRÄUCHERN UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 25A BAUGB

Die nicht überbauten Grundstücksflächen und sonstigen Grünflächen sind unter Verwendung möglichst 
heimischer Gehölzarten oder deren Sorten zur Schaffung von Habitatstrukturen für die Fauna struktur- 
und gehölzreich zu gestalten. Pro angefangene 150 m2 nicht über- oder unterbauter Grundstücksfläche 
ist dabei mind. ein standortgerechter heimischer Laubbaum in geeigneter Pflanzqualität zu pflanzen.

Stellplätze und Parkierungsbauwerke:
Oberirdische Stellplätze sind pro angefangener 4 Stellplätze mit mindestens 1 mittel- bis großkronigem 
standortgerechtem Laubbaumhochstamm gemäß Pflanzliste beziehungsweise im Straßenraum bevorzugt 
von der Straßenbaumliste der Deutschen Gartenamtsleiterkonferenz, „GALK e.V.“ (Pflanzqualität: 3xv, 
StU 16/18) zu bepflanzen, dauerhaft zu erhalten und bei Abgang nachzupflanzen. Die Standorte sind so 
zu wählen, dass eine wirksame Verschattung der Stellplatzflächen gewährleistet ist.
Pro Baumstandort ist ein offener, dauerhaft wasser- und luftdurchlässiger Belag von mindestens 6 qm 
Grundfläche und 12 Kubikmeter Gesamtvolumen mit einer Tiefe von mindestens 1,5 m vorzuhalten. 

Das Begrünungsgebot gilt auch bei Neuordnung von vorhandenen Stellplätzen, z. B. im Zuge von Nut-
zungsänderungen des Grundstücks.

Bei beengten Verhältnissen sind nach Rücksprache mit dem zuständigen Fachamt der Landeshauptstadt 
Saarbrücken säulenartige Baumarten ausnahmsweise zulässig.

Pflanzliste Bäume: 

• Acer campestre Feldahorn (trocken-/hitzetolerante Sorte)
• Acer platanoides Spitzahorn  (trocken-/hitzetolerante Sorte),
• Carpinus betulus Hainbuche
• Fraxinus Excelsior Gem. Esche
• Prunus avium „Plena“ Gefüllt blühende Vogelkirsche
• Quercus robur Stieleiche  (trocken-/hitzetolerante Sorte)
• Tilia cordata Winterlinde
• Ainus x spaethii Purpurerle 
• Fraxinus ornus Blumen-Esche
• Liriodendron tulipifera Tulpenbaum
• Ostrya carpinifolia Hopfenbuche
• Tilia tomentosa Silber-Linde

Qualität: Mindestpflanzgröße 16-18 cm, Stammumfang in 1 m Höhe, 3xv mit Ballen
Aus klimatischen Gründen wird empfohlen, bei Pflanzungen die trocken-/hitzetoleranten Sorten zu ver-
wenden.

Dachbegrünung:
Alle nicht mit Photovoltaikmodulen belegten Dachflächen sind bis zu einem Neigungswinkel von 15° ab 
einer Mindestgröße von 20 m² mit einer belebten Substratschicht von im Mittel 15 cm zu begrünen, so-
weit diese nicht von notwendigen Technikanlagen, Oberlichtern oder aus anderen technischen Gründen 
eingenommen / überbaut werden. Zu gesonderten Vorschriften für Tiefgaragen und unterbauten Freibe-
reichen siehe unten.

Dachflächen mit Photovoltaikmodulen sind von der Ermittlung der Mindest-Substratstärke ausgenom-
men; sie dürfen eine Mindestsubstrathöhe von 8 cm nicht unterschreiten.
Dabei ist ein Begrünungssystem zu wählen, welches das dauerhafte und vitale Wachstum von Gräsern, 
Polsterstauden und zwergigen Gehölzen auch während länger anhaltender Hitze- und Trockenheitsperio-
den gewährleistet.
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NUTZUNGSSCHABLONEN

Baugebiet

Gebäude-
oberkante / 
Traufhöhe 

Mindestmaß / 
Höchstmaß

GRZ
Gebäude-
oberkante, 
Höchstmaß

Bauweise

MU 1
GOKmin = 

206,5 m ü.NN

GRZ 
1,0

GOKmax = 
214 m ü.NN

g -

1
MU 2 TH   = 11,5 m

GRZ
0,8

GOKmax = 
17,5 m

g -

MU 3 TH   = 10 m

GRZ
0,8

GOKmax = 
16 m

g -

2 3
WA 1

TH   = 
 7 m - 9 m

GRZ 
1,0

GOKmax = 
15 m

g -

4
WA 2

TH   = 
 7 m - 9 m

GRZ 
0,7

GOKmax = 
15 m

g -

5

2

7

WA 4
TH   = 

 7 m - 9 m

GRZ 
0,7

GOKmax = 
15 m

g -

7

4

WA 3
TH   = 

 7 m - 9 m

GRZ 
0,7

GOKmax = 
15 m

g -

6

LRLR

LRLR

Das Kataster für Altlasten und altlastverdächtige Flächen weist im Geltungsbereich zwei altlastverdächtige Flä-
chen aus:
• SB_3989 ehemalige Schlosserei Vorstadtstraße 13 (Gemarkung Saarbrücken, Flur 01, Parzelle 273/2) und
• SB_1610 ehemalige Druckerei Vorstadtstraße 39 bzw. Trillerweg 1 (Gemarkung Saarbrücken, Flur 01, Parzelle 

392/2)
Dort ist bei Eingriffen in den Boden mit zusätzlichen Vorkehrungen und Kosten zu rechnen.

KENNZEICHNUNG
(§ 9 ABS. 5 ABS. 3 BAUGB)

Artenauswahlliste (extensive Dachbegrünung)
Anchusa officinalis    Gemeine Ochsenzunge
Anthemis tinctoria    Färberkamille
Aquilegia vulgaris    Gewöhnliche Akelei
Aquilegia vulgaris    Gewöhnlicher Natternkopf
Eryngium campestre   Feld-Mannstreu
Geranium sanguineum   Blutroter Storchschnabel
Gypsophila repens    Polster-Schleierkraut
Hieracium pilosella    Kleines Habichtskraut
Jasione montana    Berg-Sandglöckchen
Ononis repens    Dornige Hauhechel
Origanum vulgare    Echter Dost / Oregano
Pulsatilla vulgaris    Gewöhnliche Küchenschelle
Echium vulgare    Natternkopf 
Saxifraga paniculata   Rispen-Steinbrech
Sedum acre    Scharfer Mauerpfeffer
Sedum album    Weißer Mauerpfeffer
Sedum reflexum    Felsen-Fetthenne
Sedum telephium    Große Fetthenne
Sempervivum tectorum   Gewöhnliche Hauswurz
Thymus praecox    Frühblühender Thymian
Thymus sepyllum    Sand-Thymian
Thymus pulegioides    Breitblättriger Thymian
Dianthus armeria    Raue Nelke
Dianthus deltoides    Heidenelke
Campanula rotundifolia                          Rundblättrige Glockenblume
Euphorbia cyparissias                                   Zypressen-Wolfsmilch
Potentilla tabernaemontani                          Frühlings-Fingerkraut
Briza media, Carex flacca, Festuca spp.         Gräser

Die Pflicht zur Dachbegrünung gilt nicht für die durch notwendige technische Anlagen (z.B. Lüftungsan-
lage), oder nutzbare Freibereiche auf den Dächern in Anspruch genommenen Flächen – ausgenommen 
Anlagen zur Erzeugung von Energie aus solarer Strahlung. Diese Nutzungen sind dabei auf einen maxi-
malen Anteil von 40 % der jeweiligen Dachfläche begrenzt.
Die Begrünungspflicht entsteht, bei neu zu errichtenden Gebäuden und genehmigungspflichtigen Ände-
rungen bestehender Gebäude, wenn hiervon das Dach betroffen ist und die statischen Voraussetzungen 
vorliegen.

Tiefgaragendecken:
Die Decken von Tiefgaragen und unterbaute Freibereiche müssen als Freifläche nutzbar sein und intensiv 
begrünt werden, d.h. die Substratfläche muss im Mittel eine Mindesthöhe von 0,40 m aufweisen, so-
weit diese nicht von notwendigen Technikanlagen, Oberlichtern, Terrassen oder aus anderen technischen 
Gründen eingenommen / überbaut werden. Diese Nutzungen sowie erforderliche technische Anlagen sind 
dabei auf einen maximalen Anteil von 40 % der jeweiligen Tiefgaragendecke begrenzt. Stellplätze auf 
Tiefgaragen sind nicht zulässig.
Die Dachflächen von Tiefgaragenzufahrten sind mit einer mindestens extensiven Dachbegrü nung zu 
versehen. Eine geeignete Wasserversorgung der gesamten Dachbegrünung ist sicherzustellen. Die 
Begrünungs pflicht entsteht, bei neu zu errichtenden Gebäuden und genehmigungspflichtigen Änderun-
gen bestehender Gebäude, wenn hiervon die Tiefgaragendecke betroffen ist und die statischen Voraus-
setzungen vorliegen. 

Unter Gebäuden, Zufahrten, Zuwegungen, Straßen und Plätzen liegende Tiefga ragen und Dächer von 
Tiefgaragen mit zum Satzungsbeschluss bestehenden oberirdischen Stellplätzen sind für diese Bereiche 
(Stellplätze und deren Erschließungsflächen) von dieser Regelung ausgenommen. 

Fassadenbegrünung:
Außenwände baulicher Anlagen sind ab einer geschlossenen Fassade pro Gebäudeseite von über 100 m² 
oder 10 m geschlossener Fassadenlänge mit ausdauernder Vertikalbegrünung auszustatten.

18. GRENZE DES RÄUMLICHEN GELTUNGSBEREICHES
 GEM. § 9 ABS. 7 BAUGB

Siehe Plan.
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Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger/
Stock, 151. EL August 2023, BauNVO § 4a 
Rn. 19a-20). Es ist zudem zu beachten, dass 
das „Urbane Gebiet“, welches eine nahe-
liegende Alternative zum Besonderen 
Wohngebiet ist, erst 2017 mit der Gesetzes-
novelle zur „Umsetzung der Richtlinie 
2014/52/EU im Städtebaurecht und zur 
Stärkung des neuen Zusammenlebens in 
der Stadt“ in die Baunutzungsverordnung 
aufgenommen wurde.

Überdies sprechen die konkreten städte-
baulichen Anforderungen des Gebietes für 
eine andere Gebietsausweisung, da Beson-
dere Wohngebiete, in erster Linie dem Er-
halt und der Fortentwicklung des Wohnens 
dienen. Neben der Zulässigkeit von Wohn-
raum, sollen entlang der Vorstadtstraße ins-
besondere in der Erdgeschosszone auch 
Gewerbebetriebe bzw. soziale, kulturelle 
und andere Einrichtungen zur Belebung ge-
fördert werden, da in den vergangenen Jah-
ren entlang der Vorstadtstraße verstärkt 
Leerstände sowie Gestaltungsmängel ent-
standen sind. 

Aus diesem Grund wird für das Plangebiet 
ein Urbanes Gebiet gem. § 6a BauNVO fest-
gesetzt.

Urbane Gebiete dienen gem. § 6a Abs. 1 
BauNVO dem Wohnen sowie der Unterbrin-
gung von Gewerbebetrieben und sozialen, 
kulturellen und anderen Einrichtungen, die 
die Wohnnutzung nicht wesentlich stören. 
Die Nutzungsmischung muss dabei gem. 
BauNVO nicht gleichgewichtig sein. Somit 
kann eine flexible Nutzungsmischung ge-
währleistet werden, die den planerischen 
Zielen für das Plangebiet entspricht.

In dem Urbanen Gebiet (MU 1-3) sind dabei 
gem. § 6a Abs. 2 BauNVO folgende Nutzun-
gen zulässig:

	- Wohngebäude (mit Ausnahme von 
Wohnnutzungen in Gebäuden im Erd-
geschoss an der Straßenseite zur 
Vorstadtstraße),

	- Geschäfts- und Bürogebäude,

	- Einzelhandelsbetriebe, Schank- und 
Speisewirtschaften sowie Betriebe des 
Beherbergungsgewerbes,

	- sonstige Gewerbebetriebe,

	- Anlagen für kirchliche, kulturelle, sozia-
le, gesundheitliche und sportliche Zwe-
cke.

Um den Gebietscharakter des Urbanen Ge-
bietes nicht zu gefährden und um potenziel-
le Belästigungen auszuschließen, sind be-

stimmte Modifikationen des festgesetzten 
Urbanen Gebietes notwendig.

Entlang der Vorstadtstraße ist im Erdge-
schoss von Gebäuden gem. § 6a Abs. 4 
Nr. 1 BauNVO keine Wohnnutzung zulässig,  
da die dortige Erdgeschosszone mit Nut-
zungen wie Läden, Gastronomie, Dienstleis-
tungs-/Handwerksbetriebe erhalten und ge-
stärkt werden soll. Dies soll die 
Vorstadtstraße entlang des Nanteser Plat-
zes beleben. Überdies wird das Wohnen 
ausgeschlossen, um schalltechnische Kon-
flikte durch die stark befahrene B  41 
(12.000 DTV) und hiermit Beeinträchtigung 
der Wohnqualität auf der Straßenebene zu 
vermeiden.

Anlagen für Verwaltungen sind aufgrund 
des hohen Flächen- und Stellplatzbedarfs-
bedarfs nur ausnahmsweise zulässig. 

Aufgrund des potenziell höheren Störgra-
des / der Immissionsbelastung mit nachteili-
ge Auswirkungen auf die umgebende 
Wohnnutzung (u.a. erhöhtes Verkehrsauf-
kommen), möglichen Beeinträchtigungen 
des Verkehrsflusses, dem üblicherweise er-
höhten Flächenbedarf, den baulichen Anfor-
derungen und der schweren gestalterischen 
Integration sind Tankstellen hier unzulässig. 
Zudem existiert an anderer Stelle im Stadt-
gebiet ein ausreichendes Angebot.

Gartenbaubetriebe sind ebenso unzulässig, 
da für sie ähnliche Bedenken bezüglich des 
Flächenbedarfs gelten, sowie sich nicht in 
das städtebauliche Erscheinungsbild und in 
die Gebietsstruktur einfügen.

Vergnügungsstätten werden ausgeschlos-
sen, da diese Nutzungskonflikte mit der an-
grenzenden Wohnbebauung auslösen kön-
nen. Darüber hinaus führen Vergnügungs-
stätten zu einer Verzerrung des Boden- und 
Mietpreisgefüges, was die Erschwinglichkeit 
von Wohnraum und von Gewerbeflächen 
negativ beeinflusst. Hinzu kommt, dass die 
zunehmende Ansiedlung solcher Einrichtun-
gen die ursprünglich vorhandenen Wohn- 
und Arbeitsfunktionen im Plangebiet ver-
drängt. Dies führt zu langfristig leer stehen-
den Geschäften, sinkender Infrastruktur-
qualität und einer allgemein nachlassenden 
Attraktivität des Gebiets, was wiederum 
weitere Destabilisierungsprozesse nach sich 
zieht (Trading-Down-Effekt). 

Da Shisha-Bars, Bordelle und Betriebe zur 
Ausübung sexueller Handlungen sowie Lä-
den mit Sexartikel trotz vergleichbarer ne-
gativer städtebaulicher Auswirkungen bau-
planungsrechtlich nicht den Vergnügungs-

stätten zuzuordnen sind, werden diese ge-
sondert ausgeschlossen. Die Gründe ent-
sprechen den Gründen zum Ausschluss der 
Vergnügungsstätten: Beeinträchtigung der 
Wohnnutzung durch nachbarschaftliche 
Konflikte, Verzerrung des Boden- und Miet-
preisgefüges, Funktionsverluste und weitere 
Destabilisierungsprozesse.

Vergnügungsstätten und oben beschriebe-
ne Nutzungen mit vergleichbaren negativen 
städtebaulichen Auswirkungen sind zum 
derzeitigen Zeitpunkt zwar sehr vereinzelt 
im Gebiet vertreten (Wettbüro, Bordell), ste-
hen jedoch den Entwicklungsvorstellungen 
der Stadt Saarbrücken für dieses Gebiet ent-
gegen und sind künftig nicht mehr zulässig. 
Genehmigte Nutzungen genießen Be-
standsschutz.

Darüber hinaus sind zudem Werbeanlagen, 
welche sich nicht an der Stätte der Leistung 
befinden (Fremdwerbung), innerhalb des 
Plangebietes unzulässig.

Mit dem Ausschluss von Fremdwerbeanla-
gen soll eine Häufung von Werbeanlagen 
im Plangebiet verhindert und damit Beein-
trächtigung bzw. Verunstaltung des Erschei-
nungsbildes des Gebietes vermieden wer-
den.

Das Plangebiet weist entlang der 
Vorstadtstraße eine exponierte Lage zwi-
schen zwei denkmalgeschützten Wahrzei-
chen der Landeshauptstadt auf, Schloss-
platz und Ludwigskirche, sodass auf ein 
qualitätsvolles und hochwertiges Erschei-
nungsbild des Standortes ein besonderes 
Augenmerk zu legen ist. Mit dieser Lage 
und der innerhalb des Gebietes liegenden 
denkmalgeschützten Hangstützmauern 
entlang der Suppengasse geht eine beson-
dere Repräsentationsfunktion einher. Inso-
fern prägt das Erscheinungsbild in diesen 
Bereichen auch die öffentliche Wahrneh-
mung der Tallage Alt-Saabrücken. 

Fremdwerbeanlagen fügen sich zudem 
nicht wie Eigenwerbung ein und haben 
auch keinen Mehrwert für die Kommune, da 
sie weder den ortsansässigen Betrieben die-
nen, noch für deren Fortbestand erheblich 
sind.

Allgemeines Wohngebiet  
(WA 1-4)

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m.  
§ 4 BauNVO

Ein Allgemeines Wohngebiet ist ein Bauge-
biet, dessen Zweckbestimmung vorwiegend 
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dem Wohnen dient. Im Unterschied zum 
Reinen Wohngebiet können jedoch auch er-
gänzende öffentliche und private Einrich-
tungen, welche die Wohnruhe nicht stören, 
zugelassen werden.

Ziel dieser Festsetzung ist es, den heutigen 
Gebietscharakter des Trillerwegs aufzugrei-
fen, welcher vorwiegend dem Wohnen 
dient. Auch vereinzelt das Wohnen ergän-
zende und mit dem Wohnen verträgliche 
Nutzungen sind an diesem Standort zuläs-
sig (z. B. nicht störende Dienstleister, freibe-
rufliche Nutzung sowie nicht störende 
Handwerksbetriebe).

Mit der Festsetzung geht eine Reduktion 
der bislang potenziell zulässigen Nutzungs-
rechte gegenüber einem Kerngebiet einher, 
die Untersuchung bestehender Nutzungen 
(Stand Dezember 2023) ergab jedoch, dass 
z.B. die vorherrschenden Betriebe entweder 
als Freie Berufe gem. § 13 BauNVO oder als 
sonstiger nicht störender Gewerbebetrieb 
i.S.d. § 4 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO auch künftig, 
zumindest ausnahmsweise zulässig wären.

Allerdings sind nicht alle Nutzungen des 
Kataloges des Allgemeinen Wohngebietes 
an diesem Standort realisierungsfähig. 

Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 
sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, 
die der Versorgung des Gebiets dienenden 
Läden, Schank- und Speisewirtschaften so-
wie Anlagen für Verwaltungen sind aus-
nahmsweise zulässig, da diese den vorgese-
henen Wohncharakter des Baugebietes je 
nach individueller Betriebsgestaltung stören 
könnten, im Einzelfall jedoch eine funktio-
nale Bereicherung für einen Wohnstandort 
bieten können oder sogar bereits im Gebiet 
ansässig sind. Selbiges gilt gem. § 1 Abs. 5 
BauNVO für Anlagen für sportliche Zwecke.

Es werden Gartenbaubetriebe und Tankstel-
len ausgeschlossen, da diese aufgrund ihrer 
möglichen Immissionsbelastung nachteilige 
Auswirkungen auf die Wohnnutzung sowie 
auf die Wohnruhe und -qualität haben 
könnten. Auch dem üblicherweise erhöhten 
Flächenbedarf und den baulichen Anforde-
rungen dieser Nutzungen soll an diesem 
Standort bewusst nicht Rechnung getragen 
werden. Tankstellen haben üblicherweise 
ein erhöhtes Verkehrsaufkommen und sind 
auf einen optimalen Anschluss an Haupt-
verkehrsstraßen angewiesen, letzteres birgt 
Probleme hinsichtlich des Verkehrsflusses. 
Gartenbaubaubetriebe und Tankstellen sind 
darüber hinaus aus gestalterischen Aspek-
ten nicht in das Wohngebiet integrierbar. 

An anderer Stelle im Stadtgebiet sind aus-
reichend Flächen bzw. geeignetere Standor-
te für die ausgeschlossenen Nutzungen vor-
handen.

Zudem sind Werbeanlagen, welche sich 
nicht an der Stätte der Leistung befinden 
(Fremdwerbung), innerhalb des Allgemei-
nen Wohngebietes (WA 1-4) als sonstige 
Gewerbebetriebe nicht zulässig.

Mit dem Ausschluss von Fremdwerbeanla-
gen soll eine Häufung von Werbeanlagen 
im Plangebiet verhindert und damit eine 
Beeinträchtigung bzw. Verunstaltung des 
Erscheinungsbildes des Gebietes vermieden 
werden.

Das Allgemeine Wohngebiet (WA 1-4) bil-
det den Übergang zwischen der histori-
schen Altstadt (Schlossplatz, Ludwigskirche 
etc.) und den Eingangsbereich des höher 
gelegenen Wohngebietes „Triller“ mit 
stadtgestalterisch bedeutsamer Bebauung 
(teils gründerzeitliche Villen). Als Scharnier 
zwischen diesen stadtgestalterisch bedeu-
tenden Bereichen verlangt das Allgemeine 
Wohngebiet nach einem ansprechenden 
und hochwertigen Erscheinungsbild. Die 
denkmalgeschützten Hangstützmauern 
entlang der Suppengasse verstärken diese 
Wirkung und verleihen dem Ort eine reprä-
sentative Funktion. Das Erscheinungsbild 
dieser Bereiche beeinflusst somit maßgeb-
lich, wie die Tallage Alt-Saabrücken wahrge-
nommen wird.

Fremdwerbeanlagen fügen sich zudem 
nicht wie Eigenwerbung ein und haben 
auch keinen Mehrwert für die Kommune, da 
sie weder den ortsansässigen Unternehmen 
zugutekommen noch für deren Fortbestand 
von Bedeutung sind.

Da Shisha-Bars trotz negativer städtebauli-
cher Auswirkungen bauplanungsrechtlich 
unter Umständen sonstigen nicht störenden 
Gewerbebetrieben zuzuordnen sind, wer-
den diese explizit ausgeschlossen. Diese 
Nutzung führt zur Beeinträchtigung der 
Wohnnutzung durch nachbarschaftliche 
Konflikte, Verzerrung des Boden- und Miet-
preisgefüges, Funktionsverluste und weitere 
Destabilisierungsprozesse.

Bordelle und Betriebe zur Ausübung sexuel-
ler Handlungen sowie Läden mit Sexartikel 
sind in Allgemeinen Wohngebieten auf-
grund des Gebietscharakters nach ständiger 
Rechtsprechung nicht zulässig (z.B. VG Kob-
lenz, Beschluss vom 15.01.2004 - Aktenzei-
chen 8 B 11983/03).

Maß der baulichen Nutzung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 - 
21a BauNVO

Höhe baulicher Anlagen

Die Höhenentwicklung baulicher Anlagen 
im Plangebiet wird über die Festsetzung der 
maximalen Gebäudeoberkante exakt gere-
gelt. Die maximalen Höhen werden dabei 
als üNN-Höhen bzw. maximale Gebäude-
oberkante festgesetzt.

Mit der Festsetzung der Höhe baulicher An-
lagen wird die Höhenentwicklung auf eine 
Maximale begrenzt und so das relativ ein-
heitliche Erscheinungsbild im Plangebiet 
gewahrt, sowie einer Beeinträchtigung des 
Erscheinungsbildes des Umfeldes ent-
gegengewirkt. Dies vermeidet, dass es 
durch die Realisierung von Nicht-Vollge-
schossen zu unerwünschten Höhenentwick-
lungen kommt.

Mit der Höhenfestsetzung wird somit eine 
Einheitlichkeit sowohl von Bestand als auch 
potenziellem Neubau gewährleistet. Einer 
gegenüber dem Bestand unverhältnismäßi-
gen überdimensionierten Höhenentwicklung 
wird vorgebeugt.

Im Bereich des Urbanen Gebietes (MU  1) 
wird zudem eine Mindest-Gebäudehöhe 
(GOKmin) definiert. Dies soll im Zuge eines 
künftigen Baugenehmigungserfordernis für 
eine vertikale Mindestausnutzung des Bau-
grundstücks sorgen und den urbanen Cha-
rakter des Gebietes erhalten, das Maß 
orientiert sich an der Traufhöhe des Gebäu-
des Vorstadtstraße Hausnummer 33.

Für das Allgemeine Wohngebiet (WA 1-4) 
wird die Traufhöhe durch ein Spektrum zwi-
schen Mindest- und Höchtmaß, für Teile des 
Urbanen Gebietes (MU 2 - 3) eine zwingen-
de Traufhöhe festgesetzt. Ausnahmsweise 
darf diese um 0,5 m über- bzw. unterschrit-
ten werden. Dort, insbesondere im Urbanen 
Gebiet (MU 2 - 3) prägen die bestehenden 
Satteldächer und dadurch die Trauflinie das 
Stadtbild in unmittelbarer Nähe zum 
Schlossplatz. Der geschlossene Charakter 
mit Satteldachbauweise soll erhalten blei-
ben, wozu die Trauflinie festgesetzt wird. 
Entlang des Trillerwegs im Allgemeinen 
Wohngebiet (WA 1-4) ist eine größere Flexi-
bilität bezüglich der Traufhöhe zulässig, da 
die Trauflinie topografiebedingt stärker ver-
springt. Zusätzliche Grenzen legen die örtli-
chen Bauvorschriften durch vorgesehene 
Neigungswinkel auf, die aus dem ursprüng-
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lichen Bebauungsplan übernommen wur-
den.

Für die Festsetzung der Höhe der baulichen 
Anlagen sind gem. § 18 BauNVO eindeuti-
ge Bezugshöhen erforderlich, um die Höhe 
der baulichen Anlagen genau bestimmen zu 
können. Die Bezugshöhen sind der Festset-
zung zu entnehmen.

Die Ausnahme zur zulässigen Gebäude-
oberkante für weitere technische Aufbauten 
flexibilisiert die Detailplanung indem die 
Aufbauten auf max. 10 % der Grundfläche 
und bis zu einer Höhe von 2,0 m zulässig 
sind, wenn sie mindestens 1,5  m von der 
Gebäudekante entfernt platziert und voll-
ständig eingehaust werden. Diese Regelung 
gewährleistet, dass technische Elemente 
unauffällig in das Stadtbild integriert wer-
den, wodurch die wahrnehmbare Höhe des 
Gebäudes im Straßenraum reduziert bleibt.

Durch Photovoltaikmodule / Solarmodule 
inkl. der zum Betrieb erforderlichen Anlagen 
und Bauteile sowie durch andere Betriebs-
anlagen (z. B. Klima-, Lüftungsanlagen) 
kann die zulässige Gebäudeoberkante 
überschritten werden, wenn ein Abstand 
von mind. 1,0 m bis zur Gebäudekante ein-
gehalten wird.

Grundflächenzahl (GRZ)

Die Grundflächenzahl gemäß § 19 Abs. 1 
BauNVO ist eine Verhältniszahl, die angibt, 
wie viel Quadratmeter Grundfläche je Qua-
dratmeter Grundstücksfläche zulässig sind.

Demnach erfasst die Grundflächenzahl den 
Anteil des Baugrundstücks, der von bauli-
chen Anlagen überdeckt werden darf. Folg-
lich wird hiermit zugleich in der Regel ein 
Mindestmaß an Freiflächen auf dem Bau-
grundstück gewährleistet (sparsamer Um-
gang mit Grund und Boden). Aufgrund der 
vorliegenden topografischen Besonderhei-
ten, sowie der bestehenden Bebauung (z.B. 
Eckgrundstücke) liegt jedoch teilweise eine 
Vollversiegelung vor.

Die Festsetzung einer GRZ von 1,0 im Be-
reich des Urbanen Gebietes (MU 1) und des 
Allgemeinen Wohngebietes (WA 1) liegt 
über dem Orientierungswert gemäß § 17 
BauNVO für die bauliche Nutzung dieser 
Gebiete. Mit dem Baulandmobilisierungs-
gesetz vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) 
wurden die bisherigen „Obergrenzen“ der 
BauNVO durch „Orientierungswerte für 
Obergrenzen“ ersetzt. Eine Überschreitung 
dieser Plangrundsätze ist unter Anwendung 
des Abwägungsgebotes folglich möglich, 

soweit es städtebaulich erforderlich ist (vgl. 
(König/Roeser/Stock/Petz, 5. Aufl. 2022, 
BauNVO § 17 Rn. 37). Da die bestehende 
Überbauung bereits überwiegend das fest-
gesetzte Maß erreicht hat, besteht kein 
Grund dazu, geringere Obergrenzen festzu-
setzen. Anlass für Bedenken bzlg. der Be-
einträchtigung der Anforderungen an ge-
sunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse oder 
nachteiliger Auswirkungen auf die Umwelt 
bestehen angesichts des verwirklichten Be-
standes nicht.

Auch im Allgemeinen Wohngebiet (WA 2 - 
4) werden die Orientierungswert gemäß 
§ 17 BauNVO durch eine GRZ von 0,7 über-
schritten. Diese Überschreitung ergibt sich 
aus dem verwirklichten Bestand. Die Über-
schreitungsoption der GRZ auf 0,8 lässt  
Spielräume für die Errichtung von Freisitzen 
und wird daher auf Terrassen und Kinder-
spielplätze zur Steigerung der Wohnqualität 
beschränkt. Aufbauten auf Terrassen könn-
ten sich als überbordende Hochbauten 
(Gartenlauben etc.) gerieren und würden 
den Charakter des Innenhofs als Grünfläche  
überprägen.

Lediglich innerhalb des Urbanen Gebietes 
(MU 2, MU 3) werden die Orientierungs-
werte entsprechend §  17 BauNVO für die 
bauliche Nutzung auf 0,8 festgesetzt. 

Die Grundflächen von Garagen und Stell-
plätzen mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen 
im Sinne des § 14 BauNVO sind innerhalb 
des Allgemeinen Wohngebietes (WA 2 - 4) 
und des Urbanen Gebietes (MU 2, MU 3) 
auf die Grundflächenzahl gem. § 19 Abs. 4 
S. 1 anzurechnen. 

Im Bestand sind weite Teile des Geltungsbe-
reichs durch Tiefgaragen unterbaut. Daher 
darf innerhalb des Allgemeinen Wohngebie-
tes (WA 2 - 4) und des Urbanen Gebietes 
(MU 2, MU 3) die Grundfläche von bauli-
chen Anlagen unterhalb der Geländeober-
fläche, durch die das Baugrundstück ledig-
lich unterbaut wird, bis zu einer GRZ von 
1,0 überschritten werden. Dies dient der 
Verwirklichung bzw. Zulässigkeit von Tief-
garagen und ist angesichts der dichten 
Baustruktur für eine zweckentsprechende 
Grundstücksausnutzung erforderlich. Der 
Verzicht auf diese Überschreitung würde 
die Unterbringung von Stellplätzen er-
schweren, was wiederum zu bauordnungs-
rechtlichen Herausforderungen hinsichtlich 
der gem. § 47 LBO nachzuweisenden Stell-
plätze führen würde. Zudem sind allenfalls 
geringfügige Auswirkungen auf die natürli-
chen Funktionen des Bodens zu erwarten, 

da das Areal bereits im Status Quo überwie-
gend be- bzw. unterbaut ist. Für Tiefgara-
gendecken werden überdies Begrünungs-
pflichten zur längerfristigen Verbesserung 
des Wohnumfelds durch eine Erhöhung des 
Grünanteil festgesetzt.

Mit der differenzierten Regelung der GRZ 
wird sichergestellt, dass lediglich unterge-
ordnete Nebenanlagen wie Tiefgaragen zu 
einem höheren Maß der baulichen Nutzung 
führen werden. Unvertretbaren Versiegelun-
gen durch Hauptgebäude wird damit be-
gegnet, die anteilsmäßige Flächenbegren-
zung wird gewahrt.

Bauweise

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m.§ 22 
BauNVO

Die Bauweise legt fest, in welcher Art und 
Weise die Gebäude auf den Grundstücken 
in Bezug auf die seitlichen Grundstücks-
grenzen angeordnet werden.

Die Festsetzung einer geschlossenen Bau-
weise ohne Grenzabstand ermöglicht eine 
zweckmäßige Nutzung des Baugebietes 
und resultiert aus der bereits bestehenden 
Bebauung innerhalb des Geltungsbereichs.

Überbaubare und nicht über
baubare Grundstücksflächen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. §  23 
BauNVO

Mit der Festsetzung der überbaubaren 
Grundstücksfläche durch Baugrenzen und 
Baulinien werden die bebaubaren Bereiche 
definiert und damit die Verteilung der bauli-
chen Anlagen innerhalb des Plangebietes 
geregelt. Gem. § 23 Abs. 2 BauNVO muss 
auf der Baulinie gebaut werden. Gebäude-
teile dürfen die Baulinie gem. § 23 Abs. 2 
BauNVO nur geringfügig überschreiten 
oder geringfügig hinter die Baulinie zurück-
treten. Gebäude und Gebäudeteile dürfen 
die Baugrenze gem. § 23 Abs. 3 BauNVO 
nur geringfügig überschreiten. Demnach 
sind die Gebäude innerhalb des im Plan 
durch Baugrenzen und Baulinien definier-
ten Standortes zu errichten.  

Die Festsetzungen der Baulinien orientieren 
sich weitestgehend an der Bestandsbebau-
ung des Plangebietes und dienen dem Er-
halt der einheitlichen Baufluchten in diesen 
Bereichen, entlang der städtebaulich ex-
ponierten Vorstadtstraße zwischen 
Eisenbahnstraße und Schlossplatz. Dadurch 
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wird die städtebauliche Raumkante gegen-
über dem Nanteser Platz gesichert.

Auch die Baugrenzen orientieren sich eng 
an der bestehenden Bebauung.

Überschreitungen der überbaubaren 
Grundstücksfläche werden in gewissem 
Umfang für spezifische Fälle zugelassen. So 
dürfen entlang der Vorstadtstraße in den 
Baugebieten MU 2,  und MU 3, ab dem 1. 
Obergeschoss Vorbauten wie Erker, Balkone 
und Loggien um bis zu 1,5 m über die Bau-
linie hinausragen. Dies entspricht dem Be-
stand, ermöglicht die Unterbringung von 
Freisitzen und trägt der derzeitigen Fassa-
dengestaltung des Straßenzugs Rechnung. 
§ 7 Abs. 6 Nr. 2 LBO besagt, dass Vorbauten 
in diesem Sinne ein Drittel der Außenwand-
breite nicht überschreiten dürfen. 

Balkone und Terrassen im Innenhof auf der 
rückwärtigen Seite der Bebauung der 
Vorstadtstraße und des Trillerwegs in den 
Baugebieten Nr. 2 - 7 (MU 2, MU 3, WA 1, 
WA 2, WA 3, WA 4) dürfen die Baugrenze 
um maximal 2,5 m überschreiten. Durch 
diese Regelung erhöht sich die Wohnqualität 
im Innenhof durch die Zulässigkeit von Frei-
sitzen außerhalb des Baufensters, was im 
Bestand teilweise bereits verwirklicht wur-
de. Eine Überbauung von Tiefgaragendä-
chern mit Terrassen wird explizit auf den be-
schriebenen 2,5 m tiefen Korridor vor den 
Baugrenzen inklusive der überbaubaren 
Grundstücksfläche beschränkt.

Untergeordnete Nebenanlagen und Einrich-
tungen (§ 14 Abs. 1 BauNVO), die dem Nut-
zungszweck der in dem Baugebiet gelege-
nen Grundstücke oder des Baugebietes 
selbst dienen und die seiner Eigenart nicht 
widersprechen, sowie bauliche Anlagen, so-
weit sie nach Landesrecht in den Abstands-
flächen zulässig sind oder zugelassen wer-
den können, sind außerhalb der über
baubaren Grundstücksflächen nicht zuläs-
sig. Kinderspielplätze i.S.d. § 10 Abs. 2 LBO 
sind auch außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksfläche zulässig. Dies dient der 
Freihaltung nicht überbaubarer 
Grundstücksflächen vor der Inanspruchnah-
me durch Nebenanlagen, zur Verringerung 
der Versiegelung und der Erzielung eines 
möglichst hohen Grünanteils. Kinderspiel-
plätze steigern die Wohnqualität und sind 
daher von dieser Einschränkung ausgenom-
men. Unbeschadet dessen gelten die weite-
ren Ausnahmen nach § 14 BauNVO (u.a. für 
Telekommunikationsanlagen etc). 

Stellung baulicher Anlagen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB

Die Festsetzung, dass im Bereich der Bauge-
biete Nr. 2 - 7 (MU 2, MU 3, WA 1, WA 2, 
WA 3, WA 4) die Längsseite der Gebäude 
(Firstrichtung bei Satteldächern) parallel zur 
angrenzenden Straßenverkehrsfläche anzu-
ordnen ist, dient der Wahrung und Weiter-
entwicklung des städtebaulichen Erschei-
nungsbildes entlang der Vorstadtstraße 
bzw. des Trillerwegs. Diese Anordnung er-
hält die einheitliche und harmonischen 
Dachlandschaft, die durch traufständige 
Gebäude mit Satteldächern geprägt ist. 

Diese Regelung trägt dazu bei, dass Bauvor-
haben sich in ihrer Ausrichtung konsequent 
in das bestehende Stadtbild einfügen und 
fördert die Wiedererkennbarkeit sowie die 
strukturelle Ordnung des gesamten Gebie-
tes.

Ausnahmen für Nebenfirste, sofern sie sich 
der Hauptdachfläche unterordnen, ermögli-
chen dabei notwendige architektonische 
Flexibilität, ohne die grundsätzliche stadt-
gestalterische Intention zu unterlaufen. Dies 
ist besonders relevant, da die durchgehen-
de Trauf- bzw. Firstlinie eine prägende Rolle 
im Stadtbild einnimmt und eine konsistente 
Dachausrichtung einen über das einzelne 
Gebäude hinausgehenden städtebaulichen 
Mehrwert schafft.

Vom Bauordnungsrecht Ab-
weichende Maße der Tiefe der 
Abstandsflächen

Gem. § 9 abs. 1 Nr. 2a BauGB

Es ist eine Unterschreitung der Tiefe von Ab-
standsflächen gem. § 7 Abs. 2 Saarländi-
scher Landesbauordnung insofern zulässig, 
als dass diese über die Mitte öffentlicher 
Verkehrsflächen und öffentlichen Grünflä-
chen hinausragen dürfen. Dies gilt in dem 
zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses ge-
nehmigten Maße und verleiht künftigen 
Bauvorhaben auf dem selben Grundstück 
somit dieselben Überschreitungsmöglich-
keiten wie sie bislang bestehen. Hiermit soll 
der bestehende urbane Charakter des Ge-
bietes erhalten werden. Ordnungsrechtliche 
Risiken im Sinne der Gefahrenabwehr dro-
hen insofern nicht, da keine Ausnutzung der 
abweichenden Abstandsflächen über das 
bislang genehmigte Maß hinaus ermöglicht 
wird.

Flächen für Stellplätze, Carports 
und Garagen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB

Die zeichnerisch dargestellten Flächen für 
Stellplätze im Bereich der Suppengasse lei-
ten sich aus der bestehenden Nutzung ab. 
Weitere Stellplätze, Carports und Garagen 
sind lediglich innerhalb der überbaubaren 
Grundstücksfläche zulässig. 

Die für die geplante Nutzung erforderlichen 
Stellplätze werden ausschließlich im 
Plangebiet bereitgestellt (siehe auch Flä-
chen für Tiefgaragen mit Zufahrten).

Zudem werden Beeinträchtigungen der be-
reits bestehenden Bebauung in der Nach-
barschaft des Plangebietes vermieden 
(Parksuchverkehr etc).

Gleichzeitig wird eine übermäßige Versiege-
lung des Areals durch oberirdische Stellplät-
ze vermieden, da keine oberirdischen Stell-
platze auf Tiefgaragen zulässig sind (siehe 
Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und 
sonstigen Bepflanzungen).

Die Stellplatzrichtlinie der Landeshaupt-
stadt Saarbrücken ist zu beachten.

Flächen für Tiefgaragen mit 
Zufahrten

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB

Die Festsetzung der Flächen für Tiefgaragen 
mit Zufahrten dienen der Ordnung des ru-
henden Verkehrs durch ein ausreichendes 
unterirdisches Stellplatzangebot innerhalb 
des Plangebietes.

Die für die bestehenden und künftig zulässi-
gen Nutzungen erforderlichen Stellplätze 
werden ausschließlich im Plangebiet bereit-
gestellt (u. a. in Tiefgaragen).

Zudem werden Beeinträchtigungen der be-
reits bestehenden Bebauung in der Nach-
barschaft des Plangebietes vermieden 
(Parksuchverkehr etc.).

Tiefgaragen mit Zufahrten und Parkge-
schosse unter der Geländeoberfläche sind 
demnach nur innerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen sowie in den mit „TG“ 
gekennzeichneten Flächen zulässig.

Lüftungsschächte und Notausgänge sind 
auch außerhalb der mit „TG“ gekennzeich-
neten Flächen zulässig.
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Durch die Zulässigkeit von Tiefgaragen wird 
eine zweckmäßige Grundstücksnutzung er-
möglicht und eine übermäßige Versiegelung 
des Areals durch oberirdische Stellplätze 
vermieden, da keine oberirdischen Stellplät-
ze auf Tiefgaragen zulässig sind (siehe An-
pflanzung von Bäumen, Sträuchern und 
sonstigen Bepflanzungen).

Die Stellplatzrichtlinie der Landeshaupt-
stadt Saarbrücken ist zu beachten.

Öffentliche Straßen
verkehrsfläche

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

Die innerhalb des Plangebietes liegende 
Vorstadtstraße und der Trillerweg werden 
als öffentliche Straßenverkehrsfläche fest-
gesetzt und damit im Bestand gesichert.

Verkehrsfläche besonderer 
Zweckbestimmung; hier  
Fußweg

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

Die innerhalb des Plangebietes liegenden 
Fußwege der Suppengasse und der Hinter-
gassentreppe werden als Verkehrsfläche be-
sonderer Zweckbestimmung; hier: Fußweg 
festgesetzt und damit im Bestand gesichert.

Anschluss an Verkehrsflächen; 
hier: Bereich ohne Ein- und 
Ausfahrt

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

Ein- und Ausfahrten an der Einbiegung des 
Trillerwegs in die Vorstadtstraße, sowie ent-
lang der Vorstadtstraße entlang des Urba-
nen Gebietes (MU 1) sind im Verlauf der im 
Plan dargestellten Linie nicht zulässig. Dies 
trägt der mangelnden Realisierbarkeit an 
dieser Stelle, sowie der Bedeutung der Lage 
für die Verkehrssicherheit Rechnung. An-
dernfalls wäre überdies mit Beeinträchti-
gungen des Verkehrsflusses im Kreuzungs
bereich der Vorstadtstraße zu rechnen.

Versorgungsflächen / -anlagen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB i. V. m. § 14 
Abs. 2 BauNVO

Mit der Festsetzung soll sichergestellt wer-
den, dass das Plangebiet zukünftig mit 
Elektrizität (z. B. durch eine Trafo-Station) 

versorgt werden kann ohne gesonderte Flä-
chen hierfür festzusetzen.

Unterirdische Hauptabwasser-
leitung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB

Die innerhalb des Plangebiets liegenden 
Abwasserleitungen werden als unterirdi-
sche Hauptabwasserleitungen festgesetzt 
und damit im Bestand gesichert. Zugunsten 
des Leitungsträgers ist der Leitungsverlauf 
mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu be-
lasten.

Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von 
Natur und Landschaft

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB

Innerhalb des Plangebietes ist die Anlage 
von Stein-/Schottergärten unzulässig, da 
diese aus ökologischer bzw. stadtklimati-
scher Sicht kritisch zu betrachten sind. Zum 
Einen bieten sie Insekten und Kleintieren 
wie Vögeln oder Reptilien kaum Nahrung 
oder einen Unterschlupf. Andererseits erge-
ben sich auch für das Kleinklima negative 
Folgen: Im Sommer heizt sich der Schotter 
stark auf, nachts kühlt er nur langsam wie-
der ab. Flächen, die nicht als Stellplätze, Zu-
fahrten, Terrassen oder Wege benötigt wer-
den, sind daher unversiegelt zu lassen und 
gärtnerisch als Zier- oder Nutzgarten anzu-
legen.

Wasserdurchlässige Oberflächen dienen 
dem Abflachen von Abwasserabflussspitzen 
bei Starkregenereignissen, der Entlastung 
der Abwasserinfrastruktur und dem Anstre-
ben eines natürlichen Wasserhaushaltes.

Um artenschutzrechtlichen Verbotstatbe-
ständen vorzugreifen, werden im Einklang 
mit der speziellen artenschutzrechtlichen 
Prüfung entsprechende Vorkehrungen zur 
Kontrolle von Gebäuden auf Fledermäuse 
und Gebäudebrüter bei Abbruch, anstehen-
den Sanierungs-/Neubaumaßnahmen etc. 
festgesetzt.

Maßnahmen für den Einsatz 
erneuerbarer Energien

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 23b BauGB

Durch die Vorgabe der verbindlichen Reali-
sierung von Photovoltaikanlagen auf den 
Dachflächen der Gebäude wird die Ener-
giegewinnung aus solarer Strahlungsener-

gie zugunsten einer nachhaltigen Entwick-
lung des Gebietes sichergestellt und da-
durch zugleich ein Beitrag zum Klimaschutz 
gewährleistet.

Demnach sind innerhalb des Plangebietes 
auf mindestens 50 % der Dachflächen 
Photovoltaikanlagen zu errichten. Diese 
Festsetzung gilt insbesondere bei 

	- der Neuerrichtung; 

	- einem Ersatzneubau, sofern die Identi-
tät des ursprünglichen Bauwerks nicht 
gewahrt bleibt, da der Instandsetzungs-
aufwand den Kosten einer Neuerrich-
tung gleichkommt oder ein Austausch 
der baulichen Substanz erfolgt, insbe-
sondere die vollständige Ausbesserung 
des Daches (vgl. Stüer 2009: Entschädi-
gung als Folge städtebaulicher Planung, 
S. 113);

	- einem wesentlichen Um- bzw. Anbau, 
bei dem lediglich der „Torso“ des ur-
sprünglichen Bauwerks verbleibt und 
die Identität des Bauwerk nicht mehr 
gewahrt bleibt wenn hiervon das Dach 
betroffen ist und die statischen Voraus-
setzungen vorliegen (vgl. Goldschmidt 
2019: Baurechtlicher Bestandsschutz, 
Rn. 568);

	- oder bei der wesentlichen Änderung 
von Gebäuden, i.d.R. wenn erneut bo-
denrechtliche Genehmigungsfragen 
aufgeworfen werden (vgl. Kukk 2015: 
„Bestandsschutz“ – Ein Hemmnis für 
die Überplanung von Brachflächen, 
S. 18 f).

Dies gilt auch für die Dachflächen sonstiger 
baulicher Anlagen wie Carports, Garagen 
und Nebengebäude mit einer Fläche von 
jeweils mehr als 30 m2. Sofern Staffelge-
schosse ausgebildet werden, gilt diese Vor-
gabe allein für die Staffelgeschosse.

Zur Information sei klargestellt, dass be-
stehende Anlagen und Nutzungsänderun-
gen, die keine bodenrechtlichen Genehmi-
gungsfragen aufwerfen, Bestandsschutz 
genießen.

Es wird auf die Kombination mit Dachbe-
grünung verwiesen: Die Begrünungspflicht 
entsteht, bei neu zu errichtenden Gebäuden 
und genehmigungspflichtigen Änderungen 
bestehender Gebäude, wenn hiervon das 
Dach betroffen ist und die statischen Vor-
aussetzungen vorliegen.
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Maßnahmen zum 
Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen durch  
Geräusche

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB

Im Zuge des Bebauungsplanverfahrens 
wurde zur Sicherstellung der schalltechni-
schen Verträglichkeit des Verkehrslärms der 
Vorstadtstraße und der Eisenbahnstraße mit 
dem Planvorhaben ein schalltechnisches 
Gutachten erstellt. Das darin erarbeitete 
Schallschutzkonzept zum Verkehrslärm wird 
im Bebauungsplan verbindlich festgesetzt 
und kommt bei Ersatz-, An- oder Umbauten, 
sowie Nutzungsänderungen im Bereich von 
Bestandsbebauungen zum Tragen. 

Bei der Überschreitung der Schwelle zur Ge-
sundheitsgefährdung werden Schallschutz-
maßnahmen festgesetzt, die über den pas-
siven Schallschutz hinausgehen. Im vorlie-
genden Fall wird eine Grundrissorientierung 
festgesetzt, die berücksichtigt, dass sich an 
den Fassaden schutzwürdiger Räume, die 
diesen Pegeln ausgesetzt sind, keine Fens-
ter oder Türen befinden. Sofern eine voll-
ständige Umsetzung der Grundrissorientie-
rung nicht möglich ist, kann durch die Ge-
währleistung eines angemessenen Innenpe-
gels ein adäquates Schutzziel erreicht wer-
den.

Für Außenwohnbereiche ist entweder durch 
Orientierung an lärmabgewandten Gebäu-
deseiten oder durch bauliche Schallschutz-
maßnahmen sicherzustellen, dass in dem 
der Wohnung zugehörigen Außenwohnbe-
reich ein Tagpegel von höchstens 64 dB(A) 
erreicht wird.

Ergänzend wird die Umsetzung passiver 
Schallschutzmaßnahmen, d. h. Maßnahmen 
an den schutzwürdigen Gebäuden (Verbes-
serung der Schalldämmung der Außenbau-
teile sowie der Einbau von schallgedämm-
ten Lüftungseinrichtungen in zum Schlafen 
genutzten Aufenthaltsräumen), festgesetzt. 
Dadurch soll sichergestellt werden, dass als 
Mindestqualität in den Aufenthaltsräumen 
der schutzwürdigen Nutzungen verträgliche 
Innenpegel erreicht werden. Hierbei werden 
in Übereinstimmung mit anderen Planun-
gen der Landeshauptstadt Saarbrücken die 
fachlich anerkannten Schwellenwerte ange-
setzt, sowie dem Ziel des Bebauungsplans 
zur Stärkung der Wohnfunktion Rechnung 
getragen. 

Anpflanzung von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Be-
pflanzungen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB

Aufgrund der zentralen Lage des 
Plangebietes inmitten des bebauten 
Siedlungskörpers von Alt-Saarbrücken ist 
die hochwertige und qualitätsvolle Ausge-
staltung der Freiräume von besonderer Be-
deutung.

Mit den getroffenen grünordnerischen Fest-
setzungen wird die Entwicklung ökologisch 
hochwertiger Pflanzungen mit Mehrwert für 
das Landschafts- und Stadtbild erzielt. 
Langfristig soll der Grünanteil erhöht und 
dadurch eine Verbesserung der 
Wohnumfeldqualität erzielt werden.

Die Begrünung von Flachdächern und flach 
geneigten Dächern birgt lokalklimatische 
Vorteile durch das verminderte Aufheizen 
der Oberflächenmaterialien und vegetative 
Verdunstungskühle, was insbesondere die 
Umgebungstemperatur in sogenannten Tro-
pennächten und somit die Hitzebelastung 
senkt. Ferner hält ein begrüntes Dach 
Niederschlagswasser zurück, wodurch Nie-
derschlagswasserabflussspitzen bei Starkre-
genereignissen abgeflacht und somit die 
Abwasserinfrastruktur entlastet werden 
kann.

Für die Dachflächen von Tiefgaragen gelten 
aufgrund der topografischen Situation (La-
ge im Innenhof) gesonderte Anforderungen, 
da technische Anlangen nur max. 40 % der 
Tiefgaragendachfläche bedecken dürfen 
und oberirdische Stellplätze darauf nicht zu-
lässig sind (soweit sie nicht bis zum 
Satzungsbeschluss bereits bestanden), um 
den grünen Charakter des Innenhofs und 
somit die Wohnqualität und das Stadtklima 
zu fördern. 

Festsetzungen aufgrund 
landesrechtlicher Vorschriften 
(gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. 
LBO und SWG)

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 
BauGB i.V. mit § 49 Abs. 3 Saar-
ländisches Wassergesetz)

Die festgesetzten Maßnahmen der Abwas-
serbeseitigung dienen der ordnungsgemä-
ßen Entwässerung aller Flächen innerhalb 
des Plangebietes. Die Entsorgungsinfra-

struktur ist aufgrund der bestehenden Be-
bauung im Plangebiet bereits grundsätzlich.

Das Plangebiet ist demnach im Trennsystem 
zu entwässern. Das Schmutzwasser wird 
durch Anschluss an den vorhandenen ZKE-
Schmutzwasserkanal und das Nieder
schlagswasser durch Anschluss an den vor-
handenen ZKE-Regenwasserkanal entsorgt.

Die konkretisierten Planungen / Detailpla-
nungen sind vor künftigen Bauausführun-
gen mit dem ZKE abzustimmen.

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 
4 BauGB i.V. mit § 85 LBO)

Für Bebauungspläne können gem. § 9 Abs. 
4 BauGB i.V.m. § 85 Abs. 4 der Saarländi-
schen Landesbauordnung (LBO) gestalteri-
sche Festsetzungen getroffen werden.

Um gestalterische Mindestanforderungen 
planungsrechtlich zu sichern, werden örtli-
che Bauvorschriften in den Bebauungsplan 
aufgenommen. Diese Festsetzungen ver-
meiden gestalterische Negativwirkungen 
auf das Stadt- und Landschaftsbild. Das 
Vorhaben fügt sich mit den getroffenen 
Festsetzungen harmonisch in die Umge-
bung ein.

•	 Dächer weisen im Urbanen Gebiet (MU 
2-3), sowie im Allgemeinen Wohngebiet 
(WA 1-4) bereits aufgrund der be-
stehenden Bebauungspläne eine homo-
gene Gestaltung auf. Die bestehenden 
Regeln zur Dachneigung und Dachein-
deckung werden übernommen und die 
Vorgaben zur Dachform geringfügig 
flexibilisiert. Flach geneigte Dächer ent-
lang des Trillerwegs sind im Allgemei-
nen Wohngebiet (WA 1-4) ausnahms-
weise zulässig, soweit sie begrünt und 
mit Photovoltaikanlagen darüber kom-
biniert werden. Diese Ausnahme schafft 
einen lokalklimatischen und nachhalti-
gen Mehrwert, bei gleichzeitig ge-
ringeren Negativauswirkungen auf das 
Stadtbild, als bei der Errichtung flach 
geneigter Dächer in der Vorstadtstraße 
im optischen Einwirkungsbereich des 
Schlossplatzes.

•	 Werbeanlagen werden nicht generell 
ausgeschlossen. Das Aufstellen von 
Werbeanlagen wird insbesondere nach 
dem Maß der Werbeanlage und der 
Ausgestaltung beschränkt. Dies vermei-
det eine dominierende Wirkung von 
Werbeanlagen und gestattet eine ange-
messene Ausstattung des Plangebietes.
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•	 Durch die Einhausung bzw. das sichtge-
schützte Anordnen von Flächen für Ab-
fallbehältern sollen nachteilige Auswir-
kungen auf das Stadt- und 
Landschaftsbild und die Umgebungs
nutzung vermieden werden.

•	 Aufgrund der Topografie sind 
Stützmauern innerhalb des Plangebietes 
bis zu einer maximalen Höhe von 
3,50  m zulässig. Zur Aufwertung des 
Ortsbildes wird überdies eine 
Begrünung von sehr hohen Stützmauern 
festgelegt.

Das Vorhaben fügt sich mit den getroffenen 
Festsetzungen harmonisch in die Umge-
bung ein.

 



 B-Plan „Vorstadtstraße zwischen Trillerweg und Hintergassentreppe“ 25 www.kernplan.de

Abwägung der öffentlichen und 
privaten Belange

Für jede städtebauliche Planung ist das 
Abwägungsgebot gem. § 1 Abs. 7 BauGB 
von besonderer Bedeutung. Danach muss 
die Kommune als Planungsträgerin bei der 
Aufstellung eines Bebauungsplanes die öf-
fentlichen und privaten Belange gegenein-
ander und untereinander gerecht abwägen. 
Die Abwägung ist die eigentliche 
Planungsentscheidung. Hier setzt die Kom-
mune ihr städtebauliches Konzept um und 
entscheidet sich für die Berücksichtigung 
bestimmter Interessen und die Zurückstel-
lung der dieser Lösung entgegenstehenden 
Belange.

Die Durchführung der Abwägung impliziert 
eine mehrstufige Vorgehensweise, die aus 
folgenden vier Arbeitsschritten besteht:

•	 Sammlung des Abwägungsmaterials 
(siehe „Auswirkungen der Planung“)

•	 Gewichtung der Belange (siehe „Ge-
wichtung des Abwägungsmaterials“)

•	 Ausgleich der betroffenen Belange (sie-
he „Fazit“)

•	 Abwägungsergebnis (siehe „Fazit“)

Auswirkungen der Planung auf 
die städtebauliche Ordnung und 
Entwicklung sowie die natürlichen 
Lebensgrundlagen

Hinsichtlich der städtebaulichen Ordnung 
und Entwicklung bzw. der natürlichen 
Lebensgrundlagen (im Sinne des § 1 Abs. 6 
BauGB) sind insbesondere folgende mögli-
che Auswirkungen beachtet und in den Be-
bauungsplan eingestellt:

Auswirkungen auf die allgemeinen 
Anforderungen an gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse

Dieser Planungsgrundsatz präzisiert die we-
sentlichen Grundbereiche menschlichen Da-
seins. Er enthält die aus den allgemeinen 
Planungsgrundsätzen entwickelte Forde-
rung für Bauleitpläne, dass die Bevölkerung 
bei der Wahrung der Grundbedürfnisse ge-
sunde und sichere Wohn- und Arbeitsbedin-
gungen vorfindet.

Das bedeutet, dass Wohn- und Arbeitsstät-
ten so entwickelt werden sollen, dass Be-
einträchtigungen vom Planungsgebiet auf 
die Umgebung und von der Umgebung auf 
das Planungsgebiet vermieden werden. 
Dies kann erreicht werden, indem unverein-
bare Nutzungen voneinander getrennt wer-
den.

Die unmittelbare Umgebung ist durch 
unterschiedliche Nutzungen geprägt:

•	 Südseite Trillerweg (Wohnbaufläche)

•	 Westlich Vorstadtstraße (BBP113.02.11 
i.V.m. 113.02.00 Wohn- und Geschäfts-
hausbebauung, Allgemeines Wohnge-
biet nach OVG-Urteil)

•	 Nördlich Nanteser Platz (BBP: 
111.03.04 Besonderes Wohngebiet)

•	 Östlich Schlossplatz (Sonderbaufläche 
und Wohnen)

Im Vergleich zur Festsetzung als Mischge-
biet (MK) hat sich die tatsächliche Nut-
zungsstruktur entlang der Vorstadtstraße 
und ihres Umfeldes in den letzten Jahren 
verändert. Das Plangebiet liegt vollständig 
außerhalb des im Einzelhandelskonzept 
festgelegten zentralen Versorgungsbereichs 
der Landeshauptstadt Saarbrücken. Die 
gegenwärtige Nutzungsstruktur ist durch 
einen hohen Wohnanteil geprägt. In den 
Gebäuden entlang des Trillerweges findet 
sich fast ausschließlich Wohnnutzung. Auch 
an der Vorstadtstraße dominiert in den 
Obergeschossen das Wohnen, während die 
stärker durch Verkehrslärm belasteten Erd-
geschossbereiche vorwiegend gewerbliche 
Nutzungen, wie Restaurants, Ladenlokale 
sowie kleinere Handwerks- und Dienstleis-
tungsbetriebe, beherbergen.

Gegenseitige Beeinträchtigungen der um-
liegenden Nutzungen und des im Bebau-
ungsplan vorgesehenen Urbanen Gebietes 
(MU), sowie des Allgemeinen Wohngebie-
tes (WA) sind bisher keine bekannt und 
auch künftig nicht zu erwarten. 

Die Festsetzungen wurden so gewählt, dass 
die Nutzungen hinsichtlich Art und Maß der 
baulichen Nutzung, der Bauweise sowie der 
überbaubaren Grundstücksflächen weitge-
hend der bestehenden Gebäudetypologie 
und Nutzung entsprechen. Somit wird das 
Stadtbild und die spezifische Mischung von 

Wohnen und gewerblichen Nutzungen in-
nerhalb des Geltungsbereichs erhalten. 

Es kommt zu keiner gravierenden Änderung 
der vorhandenen Situation, da die Art der 
baulichen Nutzung zwar geändert wird 
(statt Kerngebiet, Festsetzung eines Urba-
nen Gebietes und eines Allgemeinen Wohn-
gebietes), die Mehrheit bestehender Nut-
zungen jedoch weiterhin zulässig sind. Die 
im Bebauungsplan getroffenen Festsetzun-
gen sollen jedoch innerhalb des Plangebietes 
jede Form der Nutzung ausschließen, die 
innergebietlich zu Beeinträchtigungen füh-
ren können. Dies führt dazu, dass Vergnü-
gungsstätten und Nutzungen mit vergleich-
baren negativen städtebaulichen Auswir-
kungen zum derzeitigen Zeitpunkt zwar im 
Gebiet vertreten sind (Wettbüro, Bordell) 
und genehmigte Nutzungen auch Bestands-
schutz genießen, jedoch aufgrund der ein-
hergehenden Konflikte künftig ausgeschlos-
sen werden, da sie den Entwicklungsvor-
stellungen der Stadt Saarbrücken für dieses 
Gebiet entgegenstehen:

•	 Stärkung und Weiterentwicklung des 
Plangebietes als innenstadtnahes 
Wohnquartier,

•	 Erhalt der charakteristischen Nutzungs-
mischung aus Wohnen und damit ver-
träglichem Gewerbe (im Bereich der 
Erdgeschosszone) zur Vorstadtstraße,

•	 Ausschluss von Nutzungen, die den ge-
nannten städtebaulichen Entwicklungs-
zielen entgegenstehen, insb. Bordelle 
und bordellartige Betriebe sowie Ver-
gnügungsstätten, wie z.B. Spielhallen 
und Wettbüros; dadurch Vermeidung 
von Nutzungskonflikten mit der stö-
rungssensiblen, das Gebiet prägenden 
Wohnnutzung und Vermeidung der 
Zweckentfremdung der EG-Zone. 

Ein wichtiges Kriterium gesunder Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse ist auch die Berück-
sichtigung ausreichender Abstände gem. 
Landesbauordnung. Durch die im Bebau-
ungsplan ermöglichten Abweichungen von 
der Tiefe der Abstandsflächen werden ledig-
lich Abweichungen ermöglicht, die bislang 
genehmigt wurden. Dies ist erforderlich, um 
die charakteristische Bebauungsstruktur 
und die Straßenrandbebauung zu erhalten. 
Insofern werden die im Einzelfall erforderli-
chen Abstandsflächen eingehalten. 

Auswirkungen des Bebauungsplanes, Abwägung
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Der Bebauungsplan kommt der Forderung, 
dass die Bevölkerung bei der Wahrung der 
Grundbedürfnisse gesunde und sichere 
Wohn- und Arbeitsbedingungen vorfindet, 
nach. 

Zur Ermittlung der potenziellen Geräusch-
immissionen wurde zudem ein schalltechni-
sches Gutachten erstellt. Dieses ist zu fol-
gendem Ergebnis gekommen:

„Aufgrund der deutlichen Überschreitung 
der Orientierungswerte und Immissions-
grenzwerte für die Zeitbereiche Tag und 
Nacht ist ein detailliertes Schallschutzkon-
zept zu erarbeiten. 

Eine Möglichkeit auf der Ebene des Bebau-
ungsplans einen Einfluss auf das Emissions-
verhalten der Straße zu nehmen, besteht 
nicht. Angesichts der innerörtlichen Lage 
des Plangebiets als Bestandsgebiet kom-
men Lärmschutzwände aus städtebaulicher 
Sicht nicht in Betracht.

Bei der Überschreitung der Schwelle zur Ge-
sundheitsgefährdung sind Schallschutz-
maßnahmen zu konzipieren, die über den 
passiven Schallschutz hinausgehen. Im vor-
liegenden Fall wird eine Grundrissorientie-
rung empfohlen, die berücksichtigt, dass 
sich an den Fassaden schutzwürdiger Räu-
me, die diesen Pegeln ausgesetzt sind, keine 
Fenster oder Türen befinden. Sofern eine 
vollständige Umsetzung der Grundriss-
orientierung nicht möglich ist, kann durch 
die Gewährleistung eines angemessenen 
Innenpegels ein adäquates Schutzziel er-
reicht werden.

Für Außenwohnbereiche ist entweder durch 
Orientierung an lärmabgewandten Gebäu-
deseiten oder durch bauliche Schallschutz-
maßnahmen sicherzustellen, dass in dem 
der Wohnung zugehörigen Außenbereich 
ein Tagpegel von höchstens 64 dB(A) er-
reicht wird.

Aus schalltechnischer Sicht wird für das 
Plangebiet ergänzend die Umsetzung passi-
ver Schallschutzmaßnahmen, d. h. Maßnah-
men an den schutzwürdigen Gebäuden 
(Verbesserung der Schalldämmung der 
Außenbauteile sowie der Einbau von schall-
gedämmten Lüftungseinrichtungen in zum 
Schlafen genutzten Aufenthaltsräumen), er-
forderlich. Dadurch soll sichergestellt wer-
den, dass als Mindestqualität in den Aufent-
haltsräumen der schutzwürdigen Nutzun-
gen verträgliche Innenpegel erreicht wer-
den.

Das Schallschutzkonzept zum Verkehrslärm 
(s. Kapitel 6 des Gutachtens) ist im Bebau-
ungsplan verbindlich festzusetzen. Kapitel 7 
dieses Gutachtens enthält geeignete Vor-
schläge für die textlichen Festsetzungen.

Das Plangebiet ist bereits durchgängig be-
baut, zusätzliche Bebauungen können dem-
gegenüber nur einen geringen Anteil auf-
weisen. Eine relevante Zunahme des Be-
urteilungspegels auf den umliegenden Stra-
ßenabschnitten durch planbedingte Ver-
kehrszunahmen kann ausgeschlossen wer-
den; schalltechnische Konflikte sind nicht zu 
erwarten.“
(Quelle: Schalltechnisches Gutachten zum B-Plan 
111.03.05 „Vorstadtstraße zwischen Trillerweg und 
Hintergassentreppe“; GSB GbR, Schalltechnisches Be-
ratungsbüro, Prof. Giering, Kastanienweg 24, 66625 
Nohfehlden; Stand: 17.04.2024)

Die im schalltechnischen Gutachten defi-
nierten Maßnahmen sind umzusetzen. Es ist 
insbesondere eine Grundrissorientierung 
der Gebäude vorgesehen, wodurch langfris-
tig eine Aufwertung und Stärkung der 
Wohnfunktion im Plangebiet zu erwarten 
ist, da entlang der Vorstadtstraße Wohnbe-
reiche auf den ruhigeren Innenhof ausge-
richtet werden dürften. Aufgrund der ge-
troffenen Festsetzungen können die Lärm-
einwirkungen reduziert und gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse gewährleistet wer-
den.

Auswirkungen auf die Erhaltung, Ge-
staltung und Erneuerung des Stadt- 
und Landschaftsbildes

Mit der geplanten Bebauung wird das Areal 
Vorstadtstraße zwischen Trillerweg und Hin-
tergassentreppe insbesondere hinsichtlich 
der zulässigen Art der baulichen an die heu-
tigen bauplanungsrechtlichen Anforderun-
gen des Mikrostandortes in Alt-Saarbrücken 
angepasst.

Ein Eingriff in die freie Landschaft findet 
nicht statt.

Das Stadt- und Landschaftsbild wird durch 
die Planung erhalten und geschützt, da die 
getroffenen Festsetzungen den Bestand in 
seinem Charakter hinsichtlich zu 
Höhenentwicklung und Bauweise aufgrei-
fen und je nach Schutzbedarf des jeweiligen 
Baugebietes teilweise geringfügig flexibili-
siert wird. Die städtebauliche Raumkante 
entlang der Vorstadtstraße gegenüber des 
Nanteser Platzes wird über eine zu bebau-
ende „Baulinie“ gesichert.

Eine erheblich dominierende Wirkung von 
Neuerrichtungen gegenüber der Bestands-

situation ist nicht zu erwarten, da das Ge-
biet zum einen bereits vollständig bebaut 
ist und nur vereinzelt mit Neuerrichtungen 
zu rechnen sein dürfte, zudem die Festset-
zungen zum Maß der baulichen Nutzung 
stadtbildgerecht gewählt wurden.

Die weiteren Anpflanzungen im Plangebiet 
(Begrünung der Flachdächer, Eingrünung 
Stellplätze, ...) tragen neben mikroklimati-
schen Verbesserungen dazu bei, das Stadt-
bild aufzuwerten.

Somit geht mit der Planung keine Beein-
trächtigung des Stadtbildes einher.

Auswirkungen auf die Belange der 
Land- und Forstwirtschaft

Zwar werden durch die Planung keine forst-
wirtschaftlich genutzten Flächen in An-
spruch genommen. Es liegt jedoch ein Wald-
stück südwestlich des Plangebiets. Daher 
wurde der Waldabstand gem. § 14 LWaldG 
nachrichtlich in den Bebauungsplan über-
nommen.

Es sind keine landwirtschaftlichen Flächen 
von der Planung betroffen. Daher werden 
keine landwirtschaftlichen Belange berührt.

Auswirkungen auf umweltschützende 
Belange
Der Großteil des ca. 1,33 ha großen 
Plangebietes umfasst bestehende Gebäude 
sowie voll- und teilversiegelte Flächen, die 
als Lebensraum für Pflanzen und Tiere gänz-
lich ungeeignet sind.

Lediglich zwischen den geschlossenen Häu-
serzeilen der Vorstadtstraße und dem Triller-
weg befinden sich Gartenflächen mit 
Intensivrasen und wenigen Ziergehölzen 
bzw. Einzelbäumen, wobei hier sich auch 
hier teilweise (begrünte) Tiefgaragen befin-
den.

Aufgrund der Vorbelastungen durch einen 
hohen Grad an voll- und teilversiegelten 
Flächen, wodurch die Lebensraumeignung 
für Pflanzen und Tiere stark herabgesetzt 
ist, sowie regelmäßigen Fahrverkehr mit 
entsprechenden Lärm- und Schadstoffemis-
sionen, sind die Flächen als Lebensraum für 
Pflanzen und Tiere nur bedingt geeignet. 

Das Gebiet hat nach derzeitigem Kenntnis-
stand über den beschriebenen Bestand hin-
aus keine besondere naturschutzfachliche 
oder ökologische Bedeutung. Von dem 
Planvorhaben sind keine gesetzlich ge-
schützten Biotope, FFH-Lebensraumtypen 
und bestandsgefährdeten Biotoptypen oder 
Tier- und Pflanzenarten betroffen. Es kom-
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men ebenfalls keine Tier- oder Pflanzenar-
ten mit besonderem Schutzstatus vor, so-
dass den geplanten Nutzungen auch keine 
artenschutzrechtlichen Belange entgegen-
stehen. Eine spezielle artenschutzrechtliche 
Prüfung durch die Büro Dr. Maas GbR vom 
08.04.2024 bestätigt dies. Nachteilige Aus-
wirkungen auf Tiere und Pflanzen sind bei 
Einhaltung der zeitlichen Eingriffsbeschrän-
kungen und festgesetzten Vorgaben nach 
derzeitigem Kenntnisstand nicht zu erwar-
ten. Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung sind nicht betroffen.

Auswirkungen auf die Belange des 
Hochwasserschutzes / Starkregen

In Anbetracht der klimatischen Veränderun-
gen wird vorsorglich darauf hingewiesen, 
dass Oberflächenabflüsse (aufgrund von 
Starkregenereignissen) einem kontrollierten 
Abfluss zugeführt werden müssen. Den um- 
liegenden Anliegern darf kein zusätzliches 
Risiko durch unkontrollierte Überflutungen 
entstehen. Hierfür sind bei der Oberflächen-
planung vorsorglich entsprechende Maß- 
nahmen vorzusehen. Besonderer Maßnah- 
men zur Abwehr von möglichen Überflutun-
gen sind während der Baudurchführung 
und bis hin zur endgültigen Begründung 
und Grundstücksgestaltung durch die 
Grundstückseigentümer zu bedenken. Ge-
mäß § 5 Abs. 2 WHG ist jede Person im Rah-
men des ihr Möglichen und Zumutbaren 
verpflichtet, Vorsorgemaßnahmen zum 
Schutz vor nachteiligen Hochwasserfolgen 
und zur Schadensminderung zu treffen.

Insofern kann davon ausgegangen werden, 
dass die Belange des Hochwasserschutzes 
und der Starkregenvorsorge durch die Pla-
nung nicht negativ beeinträchtigt werden.

Auswirkungen auf die Belange des 
Verkehrs

Das Plangebiet ist bereits durchgängig be-
baut, zusätzliche Bebauungen können dem-
gegenüber nur einen geringen Anteil auf-
weisen. Somit ist auch die Zunahme der 
Verkehre durch zusätzliche Nutzungen im 
Vergleich zu den bereits durch die Be-
standsbebauung verursachten Verkehren 
sehr gering.

Der durch eine potenzielle Nutzungsintensi-
vierung entstehende Verkehr (Zu- und Ab-
fahrtsverkehr durch Bewohner, Mitarbeiter 
oder Kunden) kann von der Vorstadtstraße 
als Sammelstraße aufgenommen werden.

Der ruhende Verkehr wird bereits aktuell 
komplett innerhalb des Plangebietes - über-

wiegend in Tiefgaragen - geordnet. Dies 
trägt dazu bei, dass ruhender Verkehr und 
Parksuchverkehr auf den angrenzenden 
Straßen des Plangebietes vermieden wird.

Es ist davon auszugehen, dass die Belange 
des Verkehrs durch die vorliegende Planung 
nicht erheblich negativ beeinträchtigt wer-
den. Die Erschließung ist gewährleistet.

Auswirkungen auf die Belange der 
Ver- und Entsorgung

Die Belange der Ver- und Entsorgung wer-
den ausreichend berücksichtigt. Die not-
wendige Ver- und Entsorgungsinfrastruktur 
und Anschlusspunkte sind aufgrund der be-
stehenden Bebauung innerhalb des 
Plangebietes bereits vorhanden. 

Unter Beachtung der Kapazitäten ist die 
Ver- und Entsorgungsinfrastruktur ord-
nungsgemäß sichergestellt.

Auswirkungen auf Belange des 
Klimas

Wesentlich negative Auswirkungen auf die 
Belange des Klimaschutzes können weitge-
hend ausgeschlossen werden. Das Gebiet 
ist schon heute bereits vollständig bebaut 
(entsprechend hoher Versiegelungsgrad).

Aufgrund der bereits bestehenden Bebau-
ung ist jedoch in erster Linie mit geringfügi-
gen Erweiterungen der Bestandsgebäude 
zu rechnen und nur ggf. mit punktuellen 
Neuerrichtungen (nach potenziellem Rück-
bau bestehender Gebäude).

Flachdächer und flach geneigte Dächer sind 
zu begrünen und mit PV-Anlagen auszu-
statten. Damit wird ein Beitrag zum 
Klimaschutz und zur Klimaanpassung ge-
leistet. Zur weiteren Eingrünung des 
Plangebietes und damit zur Verbesserung 
der klimatischen Verhältnisse tragen weiter-
hin die getroffenen grünordnerischen Fest-
setzungen (u. a. Eingrünung Stellplätze, in-
tensive Begrünung von Tiefgaragen) bei. 
Insgesamt ist langfristig eine Erhöhung des 
Grünanteils im Bestandsgebiet zu erwarten.

Abgesehen von potenziell eintretenden ge-
ringfügigen mikroklimatischen Veränderun-
gen, können erhebliche negative Auswir-
kungen daher insgesamt ausgeschlossen 
werden.

Auswirkungen auf den sparsamen 
Umgang mit Grund und Boden

Bei der vorliegenden Planung handelt es 
sich um die planungsrechtliche Steuerung 

einer bereits vollständig bebauten und 
überwiegend versiegelten Fläche im Innen-
bereich. Die Priorisierung der 
Innenentwicklung ist ein zentraler Aspekt 
der Bodenschutzklausel (vgl. § 1 Abs. 5 S. 3 
BauGB und § 1a Abs. 2 S. 1 BauGB). Durch 
die vorgesehene Stärkung und Weiterent-
wicklung des Plangebietes als innenstadt-
nahes Quartier, sowie den Erhalt der cha-
rakteristischen Nutzungsmischung aus 
Wohnen und damit verträglichem Gewerbe 
(im Bereich der Erdgeschosszone) zur 
Vorstadtstraße, wird perspektivisch die In-
anspruchnahme von Flächen im 
Außenbereich verhindert (sparsamer Um-
gang mit Grund und Boden gem. § 1a Abs. 
2 BauGB). Dies ist ein wichtiger Beitrag zur 
Reduzierung des Flächenverbrauchs und zur 
Erhaltung der natürlichen Lebens
grundlagen.

Darüber hinaus übernimmt der Bebauungs-
plan die bisherigen Festsetzungen zur Be-
grenzung der Versiegelung und erweitertet 
diese durch Pflanzgebote etc., um einen 
schonenden Umgang mit Grund und Boden 
zu gewährleisten, soweit es im Rahmen der 
bereits erfolgten Versiegelung möglich ist. 

Auswirkungen auf private Belange

In den vergangenen Jahrzehnten hat sich 
das Quartier zwischen Neumarkt / Wilhelm-
Heinrich-Straße, Eisenbahnstraße und 
Vorstadtstraße / Trillerweg zunehmend von 
einer gewerblich geprägten Lage zu einem 
urbanen Wohnstandort mit weiteren ge-
werblichen Nutzungen, Dienstleistungen 
und Versorgungsangeboten entwickelt. 
1970 wurde jedoch für das gesamte Quar-
tier ein bauplanungsrechtlich gesehen 
„großzügiges“ Kerngebiet festgesetzt, in 
dem sehr viele das Wohnen nicht wesent-
lich störende Nutzungen zulässig sind. Bis 
auf den Geltungsbereich der vorliegenden 
Änderung wurden zwischenzeitlich alle Be-
reiche des Quartiers als „Besonderes Wohn-
gebiet“ gem. § 4a BauNVO überplant. Inso-
fern handelt es sich bei der Änderung ledig-
lich um einen „Lückenschluss“, um Nutzun-
gen auszuschließen, die mit der veränderten 
Struktur nicht mehr verträglich sind.

In den letzten Jahren wurden wiederholt 
Bauvoranfragen gestellt und Nutzungsän-
derungen beantragt, um Vergnügungsstät-
ten und sonstige Gewerbebetriebe, in 
denen sexuelle Tätigkeiten gewerblich aus-
geübt oder angeboten werden (Bordelle 
bzw. bordellähnliche Betriebe einschließlich 
Wohnungsprostitution) zu ändern oder zu 
eröffnen. Diese Nutzungsoptionen wären 
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aufgrund der Festsetzung eines „Kerngebie-
tes“ ohne Einschränkung hinsichtlich der 
Nutzungsarten allgemein zulässig.

Die Festsetzung eines Kerngebietes steht 
aufgrund der zulässigen Nutzungspalette 
nicht mehr im Einklang mit den Entwick-
lungszielen der Landeshauptstadt für die-
sen Standort. Dies gilt insbesondere im Hin-
blick auf das erwähnte Nutzungsspektrum, 
bei dem ein Trading-Down-Effekt, Nut-
zungskonflikte, sowie eine Verzerrung des 
Bodenpreisgefüges zulasten anderer Betrie-
be und der Wohnnutzung droht.

Daher ist es erforderlich, den Bebauungs-
plan zu ändern, um eine geordnete städte-
bauliche Entwicklung für die Zukunft sicher-
zustellen und darauf zu achten, dass der 
überwiegende Gebietscharakter (faktisch 
Urbanes Gebiet bzw. Allgemeines Wohnge-
biet) gewahrt bleibt. Die Mehrheit be-
stehender Nutzungen bleibt jedoch weiter-
hin zulässig, so dass auch die Einschrän-
kung für die Eigentümer vertretbar erschei-
nen.

Es sind somit geringfügige Auswirkungen 
auf private Eigentümer zu erwarten, jedoch 
wird dem städtebaulichen Interesse der 
Landeshauptstadt Saarbrücken ein größeres 
Gewicht beigemessen. Der Nutzungsart des 
Plangebietes und der näheren Umgebung 
wird entsprochen. 

Zudem sind in der Landeshauptstadt Saar-
brücken weiterhin ausreichend Flächen vor-
handen, auf denen die Ansiedlung von Ver-
gnügungsstätten und vergleichbaren Nut-
zungen zulässig ist.

Die Festsetzungen zum Maß der baulichen 
Nutzung sind dabei weitgehend aus der be-
stehenden Bebauung abgeleitet, diesbe-
züglich werden keine Einschränkungen über 
das bestehende Maß hinaus getroffen.

Negative Auswirkungen auf die angrenzen-
de Nachbarschaft sind nicht zu erwarten.

Auswirkungen auf alle sonstigen 
Belange

Alle sonstigen bei der Aufstellung von 
Bauleitplänen laut § 1 Abs. 6 BauGB zu be-
rücksichtigenden Belange werden nach jet-
zigem Kenntnisstand durch die Planung 
nicht berührt.

Gewichtung des  
Abwägungsmaterials

Gemäß dem im Baugesetzbuch verankerten 
Abwägungsgebot (§ 1 Abs. 7 BauGB) wur-
den die bei der Abwägung zu berücksichti-
genden öffentlichen und privaten Belange 
gegeneinander und untereinander gerecht 
abgewogen und entsprechend ihrer Bedeu-
tung in den vorliegenden Bebauungsplan 
eingestellt.

Argumente für die Verabschiedung 
des Bebauungsplanes

•	 Feinsteuerung des Areals Vorstadtstraße 
zwischen Trillerweg und Hintergassen-
treppe

•	 Anpassung des geltenden Baupla-
nungsrechts an den heutigen Bestand 
und die heutigen Anforderungen im 
Plangebiet

•	 Stärkung und Weiterentwicklung des 
Plangebietes als innerstädtisches 
Wohnquartier

•	 Bestehende Wohnnutzung wird vor 
einer Beeinträchtigung durch die Stör-
potenziale der Vergnügungsstätten ge-
schützt; die Entwicklung der Innenstadt 
auch als attraktiver Wohnstandort  wird 
nicht beeinträchtigt

•	 Nutzungen mit städtebaulich negativen 
Folgen ausgeschlossen; Verzerrung des 
Boden- und Mietpreisgefüges wird ver-
hindert; Einzelhandels- und Dienstleis-
tungsbetriebe werden nicht aus den 
zentralen Lagen vertrieben

•	 Störungen und Beeinträchtigungen der 
Planung auf die Umgebungsnutzung 
können ausgeschlossen werden; eben-
so verhält es sich umgekehrt

•	 kein Attraktivitäts-, Qualitäts- und 
Imageverlust des Bereiches; eine 
Niveauabsenkung wird verhindert

•	 Keine negative Auswirkungen auf die 
Belange der Wirtschaft, da weiterhin 
Handel und Gewerbe zulässig

•	 Beeinträchtigung des Stadtbildes durch 
eine negative Gestaltqualität (u. a. auf-
fällige Werbung) wird verhindert, stadt-
bildprägende Strukturen werden festge-
schrieben

•	 Keine negativen Auswirkungen auf die 
Belange des Hochwasserschutzes und 
des Starkregens

•	 Keine negativen Auswirkungen auf das 
Stadt- und Landschaftsbild

•	 Keine erheblichen negativen Auswir-
kungen auf die Belange des Verkehrs, 
Ordnung des ruhenden Verkehrs inner-
halb des Plangebietes

•	 Keine negativen Auswirkungen auf die 
Ver- und Entsorgung

•	 Keine Beeinträchtigung privater Belan-
ge

Argumente gegen die Verabschie-
dung des Bebauungsplanes

Es sind keine Argumente bekannt, die 
gegen die Änderung des Bebauungsplanes 
sprechen.

Fazit

Im Rahmen der Änderung des 
Bebauungsplanes wurden die zu beachten-
den Belange in ihrer Gesamtheit unterein-
ander und gegeneinander abgewogen. Auf-
grund der genannten Argumente, die für die 
Planung sprechen, kommt die Landeshaupt-
stadt zu dem Ergebnis, das Planvorhaben 
umzusetzen.




